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Vorwort des Herausgebers zur zweiten Auflage

Mit dem vorliegenden Band wird eine durchgesehene und überarbeitete zweite Auflage
des 2013 im Universitätsverlag erschienenen Bandes Ausgeschlossen vorgelegt, der von
einer Initiativgruppe der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg erarbeitet worden
ist. Die Gedenkveranstaltung für die 1933 bis 1945 entlassenen Hochschullehrer ist
anlässlich der 80. Wiederkehr des „Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums“ am 27. November 2013 in Anwesenheit von 23 Angehörigen der betroffenen
Hochschullehrer aus Deutschland, Israel und den USA abgehalten worden und stieß
innerhalb und außerhalb der Universität auf großes Interesse und intensive öffentliche
Beteiligung. Der Mitschnitt der Veranstaltung kann unter diesem Link abgerufen wer-
den: 

http://lampe.medienkomm.uni-halle.de/Ausgeschlossen/Ausgeschlossen.html 
(Stand: 21. März 2016).

Die Rektoratskommission, die im Zusammenhang mit der Gedenkveranstaltung ent-
standen ist, hat sich dazu entschlossen, dem Leben und Werk der von der nationalsozi-
alistischen Rasse- und Innenpolitik betroffenen früheren Kolleginnen und Kollegen wei-
ter nachzugehen. 

Sie hat beschlossen, vergessene, ungedruckte, verbotene und schwer oder gar nicht
mehr erhältliche Texte ans Licht zu bringen und zu diesem Zweck eine eigene Reihe von
Schriften 1933–1945 vertriebener Wissenschaftler der Universität Halle-Wittenberg zu
begründen. Die zweite Auflage von Ausgeschlossen begründet zugleich diese Reihe. Mit
Ernst Grünfelds 1939 posthum in Amsterdam gedruckter, bis jetzt kaum erhältlicher
Studie Die Peripheren. Ein Kapitel Soziologie ist bereits 2015 der zweite Band der in
loser Folge erscheinenden Reihe publiziert worden – mit einem Nachwort des hallischen
Soziologen Reinhold Sackmann. Weitere Bände sind in Planung, die von den jeweiligen
Fachvertretern initiiert und gegebenenfalls kommentiert werden.

Aus der einstigen Initiativgruppe ist inzwischen eine Rektoratskommission gewor-
den, die sich mit der Aufarbeitung der Geschichte der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg in den Diktaturen des 20. Jahrhunderts befasst. Über die in den vorliegenden
Band aufgenommenen Hochschullehrer hinaus sollen nun auch die zwischen 1933 und
1945 entlassenen Mitarbeitenden und Studierenden der Universität erforscht werden.
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Ein weiteres Kapitel, das Forschungsgegenstand der Kommission geworden ist, sind
die politischen, strafrechtlichen und disziplinarischen Eingriffe in die Universität und in
die wissenschaftlichen und persönlichen Lebensläufe ihrer Lehrenden, Mitarbeitenden
und Studierenden in der DDR. Hier besteht aus unserer Sicht ein erhebliches Desiderat,
um die prägende Bedeutung der jüngeren und jüngsten Universitätsgeschichte für die
Gegenwart in das Bewusstsein der heute Lehrenden und Studierenden zu bringen – in
Halle und über Halle hinaus. Die Ergebnisse auch dieser Arbeit sollen der Öffentlichkeit
nach und nach präsentiert werden, nicht nur als Würdigung der von den Eingriffen
selbst Betroffenen, sondern auch als Beitrag zur Aufarbeitung der Universitätsgeschichte
zwischen Wissenschaft, politischer Macht, Ideologie und Recht.

Halle, im März 2016 Friedemann Stengel



Grusswort xiii

Grußwort des Rektors
der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

Achtzig Jahre nach dem Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft im Jahre 1933
gedenkt die Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg ihrer in den Jahren 1933 bis
1945 aus „rassischen“ oder politischen Gründen – in manchen Fällen aus beiden
zugleich – aus dem Staatsdienst entlassenen und aus der Universität ausgeschlossenen
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer. Äußerer Anlass des Gedenkens sind der
Erlass des Gesetzes „zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom 7. April 1933
und die rassistischen Gesetze der folgenden Jahre seit 1935. Eine „Wiedergutmachung“
erfahrenen Unrechts kann mit diesem Gedenken, wie Rüdiger vom Bruch in seinem Vor-
trag zu Recht betont, in keinem Fall stattfinden: Eine „Wiedergutmachung“ hätte
unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges und dem Ende der national-
sozialistischen Herrschaft begonnen werden und sich an die Betroffenen selbst wenden
müssen mit dem Bekenntnis begangenen Unrechts und der Einladung und Bitte, an die
Universität zurückzukehren. Solche Rückberufungen geschahen allerdings nur in Aus-
nahmefällen, und sie konnten selbst dann, wenn sie ausgesprochen wurden, eine unak-
zeptable Zumutung an die Adressaten darstellen, wenn ganze Familien und Freundes-
kreise in Vernichtungslagern ermordet worden waren und der Gedanke an Deutschland
nur noch belastend wirkte. Insofern bleibt der Begriff der „Wiedergutmachung“, auch
wenn er im Kontext der Verantwortung für die deutsche Geschichte der Jahre 1933 bis
1945 fest etabliert ist, höchst problematisch. Die Entziehung akademischer Grade und
die Entlassung aus universitären Ämtern lassen sich innerhalb zeitlicher Grenzen revo-
zieren; die Entziehung der Lebensgrundlage aber, die alle Aussichten auf ein Weiterleben
verstellt, bleibt eine unablösbare Schuld. 

Eine Universität kann ihren Anspruch, ein Ort produktiven kritischen Denkens zu
sein, nur dann einlösen, wenn sie auch ihre eigene Geschichte kritisch in den Blick
nimmt. Die Geschichte einer Universität ist die Geschichte einer Institution, damit vor
allem aber die Geschichte der Menschen, die diese Institution bilden. Dies ist schon im
Begriff der universitas angelegt, der sich ursprünglich auf die „Gemeinschaft der Leh-
renden und der Lernenden“ bezog. Seit den Anfängen im Mittelalter war Wissenschaft
jedoch ein höchst konkurrentielles Geschäft. Eine Universität ist kein „Elfenbeinturm“,
der ewige Wahrheiten verströmt, sondern zutiefst eingebunden in die politischen und
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sozialen Auseinandersetzungen ihrer jeweiligen Zeit. Die nationalsozialistische Herr-
schaft ist nicht über die Universitäten hereingebrochen wie eine fremde Besatzungs-
macht. Sie wurde vielmehr von Mitgliedern der Universitäten aus allen Statusgruppen
mit vorbereitet, getragen und zum Teil enthusiastisch begrüßt. Diese Erkenntnis bleibt
eine Herausforderung für das Selbstverständnis von Universitäten: Exzellente fachwis-
senschaftliche Qualifikation und hohe fachliche Reflexionsfähigkeit sind nicht per se ein
Schutz vor politischen Irrgängen und menschlicher Asozialität. 

Ich bin allen sehr dankbar, die sich mit Beiträgen an diesem Band beteiligt haben.
Dieser Band und die akademische Gedenkfeier unter dem Titel „Ausgeschlossen“ am
27. November 2013 sind keine Auftragsarbeit des Rektorats. Beide sind vielmehr das
Ergebnis einer Initiative von Mitgliedern unserer Universität, zu der Friedemann Stengel
aufgerufen hat und der sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus allen Fakul-
täten innerhalb kurzer Zeit angeschlossen haben. Dabei wurde deutlich, dass viele der
seit 1933 „ausgeschlossenen“ Mitglieder unserer Universität bei weitem nicht vergessen
worden sind, sondern man sich in den entsprechenden Fakultäten ihrer und ihrer wis-
senschaftlichen Leistungen, aber auch ihrer Schicksale, sehr wohl bewusst war und ist
und auch schon entsprechende Forschungen vorgelegt oder vorbereitet hatte. Damit
wird in diesen Beiträgen der Gedanke der universitas lebendig, der auch den Aspekt
einer Generationen übergreifenden Solidarität mit einschließt. 

Dieser Band hat keinen abschließenden Charakter. Vielmehr eröffnet er weiterge-
hende Forschungen zu Mitgliedern unserer Universität, die seit 1933 „ausgeschlossen“
worden sind. Dieser Ausschluss betraf ja nicht nur Professorinnen und Professoren, son-
dern auch Assistentinnen und Assistenten sowie Studierende, zu denen die relevanten
Fakten viel schwieriger festzustellen sind. Insofern beinhaltet dieser Band auch die Bitte,
sich mit entsprechenden Hinweisen an den Forschungen des Arbeitskreises zu beteiligen.
Lebendiges Gedenken ist nicht mit einem Band und einer Veranstaltung abgetan, son-
dern eine permanente Aufgabe. Sich dieser Aufgabe zu stellen, gehört zum Selbstver-
ständnis einer Universität und ihrer Aufgabe als auch politischer Akteur in ihrer Zeit.
Insofern sollte der Titel dieses Bandes „Ausgeschlossen“ nicht nur eine Reminiszenz an
das Jahr 1933 beinhalten, sondern zugleich eine Selbstverpflichtung der universitas: Was
1933 und in den folgenden Jahren geschehen ist, sollte für immer unmöglich und damit
für alle Zeiten „ausgeschlossen“ sein und bleiben. 

Halle, im Oktober 2013 Udo Sträter
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Vorwort des Herausgebers

Nur wenige Wochen nach ihrem Machtantritt am 30. Januar 1933 begann die national-
sozialistisch-deutschnationale Reichsregierung, die deutschen Universitäten und alle
anderen staatlichen Einrichtungen im Sinne ihrer Rasse- und Innenpolitik massiv umzu-
gestalten. Seit April 1933 griff die Regierung drastisch in den Personalbestand ein. Es
kam deutschlandweit zu einem gravierenden Verlust an Menschen und geistigen Kapa-
zitäten in allen staatlichen Bereichen. Entlassen wurden vor allem Juden, aber auch
politische Gegner der Nationalsozialisten und andere Nonkonforme. Dies war Auftakt
für die Ausschlusspolitik des NS-Staates, die sich nicht nur auf den Staatsdienst
beschränkte. Ihre Spur reicht von der Verbrennung von Büchern über Lehr-, Rede- und
Schreibverbote, über Ausbürgerungen und den Entzug der Bürgerrechte bis in die Kon-
zentrations- und Vernichtungslager – zum Ausschluss aus dem Leben.

Mit dem vorliegenden Band wird 80 Jahre nach dem Beginn dieser schwerwiegenden
Eingriffe der früheren Kolleginnen und Kollegen der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg gedacht, die dieser Politik zwischen 1933 und 1945 zum Opfer fielen.

Schon am 13. September 1947 fand in der Aula der Universität aufgrund der „Ver-
fügung“ 6302 des Ministers für Volksbildung, Kunst und Wissenschaft der Regierung
des Landes Sachsen-Anhalt, Ernst Thape (SPD/SED), eine „Universitätsfeier zu Ehren
der ‚Opfer des Faschismus‘“ statt. Diese Veranstaltung war der abverlangte Beitrag der
Universität zu den in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) durchgeführten Veranstal-
tungen der „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes“ (VVN), dessen Zonenver-
band für die SBZ im Februar 1947 in Berlin gegründet worden war.1 Viel Spielraum bei
der Vorbereitung bestand nicht. Denn das Ministerium hatte bereits bestimmt, dass
Rektor, Senat und Studentenschaft „Träger“ der Veranstaltung sein sollten. Auch einen
Studentenvertreter hatte es schon benannt. Es hatte auch festgelegt, wer sprechen sollte:
der prominente kommunistische Schriftsteller, Ostemigrant, Spanienkämpfer und jet-

1 Vgl. Schreiben des Studentenrats der Martin-Luther-Universität mit Programm der Veranstaltung; Notiz
aus dem Sekretariat der Martin-Luther-Universität (Rothmann) vom 22.8.1947 über eine Mitteilung des
Kurators vom selben Tag, UAH, Rep. 4, Nr. 2090. In einem undatierten, nicht unterzeichneten und
unadressierten Bericht über die Vorbereitungen rückte an die Stelle der „Verfügung“ der Terminus
„Anregung“, die die Universität sich „freudig zu eigen gemacht“ habe, vgl. ebd.
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zige Vizepräsident der Deutschen Zentralverwaltung für Volksbildung, Erich Weinert,2

Elisabeth von Gustedt,3 politische Gefangene des NS-Regimes aus Wernigerode, und
Lieselotte Fürst,4 ehemalige Münchener Studentin, die mit der „Weißen Rose“ um Hans
und Sophie Scholl bekannt gewesen war. Die Vortragstexte waren bereits vom Ministe-
rium angefordert worden, die Genehmigung der Sowjetischen Militäradministration
(SMA) war angefragt, sogar die musikalische Umrahmung für diese Gedenkveranstal-
tung hatte das Ministerium im zweiten Jahr nach Kriegsende festgelegt.5 Das Sinfonie-
orchester Halle unter Arthur Bonhardt sollte Glucks Ouvertüre aus „Iphigenie in Aulis“
darbieten. Anstelle der ursprünglich vorgesehenen „Maurerischen Trauermusik“ von
Mozart trat dann aber Beethovens Egmont-Ouvertüre6 – vielleicht bewirkte die Assozia-
tion zu den Freimaurern und deren Verbot durch die NSDAP-Regierung diesen Wechsel.
Der Kurator Friedrich Elchlepp gab allerdings die Vorbereitung der Feier an Rektor und
Senat ab, „um nicht als Verwaltung in den Vordergrund treten zu müssen“.7 

Der Alttestamentler Otto Eißfeldt, 1929/30 Rektor und dann 1945 bis 1948 erster
Nachkriegsrektor, der bei dem Gedenkakt ebenfalls eine Ansprache hielt, ließ sich aus
den einzelnen Fakultäten Namen geben, die in seiner Ansprache aber nur zu einem klei-
nen Teil von ihm genannt worden sind. Erstaunlich groß ist die Zahl der betroffenen
Personen, die Eißfeldt mitgeteilt worden ist,8 auch wenn er in seiner Rede „stellvertre-
tend für die anderen“ lediglich die „Namen von sechs Toten“ aussprach und dabei aus-
drücklich auf die jüdische Herkunft von fünf der Genannten als Grund für deren Ver-

2 Vgl. Schreiben Eißfeldts an Weinert, 30.8.1947, ebd. Weinert verzichtete auf sein Honorar und überließ
es dem Rektor „zur freien Verfügung“, vgl. Schreiben an die Universitätskasse, 18.9.47. In der Notiz
Rothmanns vom 22.8. bestand völlige Unkenntnis über die Person Weinerts („ein Herr Weinert“).

3 Vgl. Gerd Ilte: Elisabeth von Gustedt. NSDAP-Frauenführerin – Widerstandskämpferin – Schriftstellerin
– ein Leben für die Rechte der Frau. Ein biographisches Lesebuch. Oschersleben 2012. Vgl. dazu recht
kritisch Rolf Löchel: Die Homophobie der Frauenschaftsleiterin. Gerd Iltes „biographisches Lesebuch“
idealisiert die „NSDAP-Frauenführerin“ und KZ-Insassin Elisabeth von Gustedt. http://www.literatur-
kritik.de/public/rezension.php?rez_id=17742 (Stand 4.9.2013).

4 Anstelle des Vortrags der verhinderten Lieselotte Fürst-Ramdohr (1913–2013) wurde aus Elisabeth von
Gustedts Gedichtsammlung „Der Zuchthaus-Kreis“ gelesen, vgl. undatierter Bericht über die Vorberei-
tungen, wie Anm. 1.

5 Vgl. zu den Vorbereitungen Notiz Rothmanns vom 22.8.47, wie Anm. 1. 
6 Vgl. undatierter und unadressierter Bericht über die Vorbereitungen, sowie Schreiben des Studentenrats,

beides wie Anm. 1.
7 Notiz Rothmanns vom 22.8.47, wie Anm. 1.
8 Nachgewiesen werden konnten aus den in Akte UAH, Rep. 4, Nr. 2090, vorliegenden Dokumenten ins-

gesamt 22 Personen, darunter eine namenlose Medizinstudentin und Ehrensenator Carl Wentzel. Da
neben Wentzel auch Assistenten erwähnt werden, scheint die Zugehörigkeit zur Hochschullehrerschaft
nicht das Kriterium bei der Anfrage des Rektorats an die Fakultäten gewesen zu sein. In der nicht datier-
ten Liste der Medizinischen Fakultät befindet sich der Hinweis, dass die Namen offenbar durch den
selbst entlassenen und nun wieder eingestellten Georg Jacoby, der vor 1945 jahrelang in mehreren Kon-
zentrationslagern interniert war, zusammengestellt worden sind. Das Material ist insgesamt aber lücken-
haft, es sind nicht alle Rückmeldungen der Fakultäten erhalten.
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folgung hinwies.9 Bemerkenswert ist vor allem auch die Tatsache, welche Namen ihm
aus den Fakultäten nicht genannt worden sind und welche Namen in diesem Zusam-
menhang an keiner Stelle auftauchen. Mit dem Hebräisch-Lektor Mojzis Woskin-
Nahartabi und dem Ökonomen Georg Brodnitz fehlen beispielsweise zwei frühere Mit-
glieder der Universität, die als Juden entlassen und in Vernichtungslagern ermordet wor-
den sind, was die Universität im Fall von Brodnitz geahnt haben könnte, an den laut
offizieller Mitteilung seit Ende 1941 wegen seiner „Umsiedlung nach Litzmannstadt“
keine „Versorgungsbezüge“ mehr gezahlt worden sind.10 Mit dem Psychologen Emil
Utitz, der 1948 eine „Psychologie des Lebens im Konzentrationslager Theresienstadt“
publizierte, fehlt ein Überlebender der Vernichtungsmaschinerie des NS-Staates. Mit
Betty Heimann fehlt die einzige in Halle habilitierte Frau, die wegen ihrer jüdischen
Vorfahren entlassen worden ist, ebenso auch Carl Tubandt, der 1937 wegen seiner
jüdischen Ehefrau in den Ruhestand versetzt und von Emil Abderhalden, dem Präsi-
denten der Leopoldina, als Mitglied der ältesten deutschen Gelehrtengesellschaft gestri-
chen worden ist. Manche in die USA und nach Westeuropa Emigrierte wie Paul Frankl,
Paul Friedländer und Alois Schardt fehlen ganz. Guido Kisch, dessen Name der Dekan
der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät an Eißfeldt weitergegeben hatte, wird
in der Rede nicht erwähnt.11 Aber auch der Anfang 1943 wegen seiner jüdischen Vor-
fahren aus der NSDAP entlassene deutschnationale Historiker Sigmar Baron von Gal-
léra und der ebenfalls deutschnationale Historiker Hans Herzfeld werden nicht genannt.
Schließlich fällt das Fehlen des Praktischen Theologen Günther Dehn ins Auge, der als
einer der ersten hallischen Hochschullehrer auf Grund des Gesetzes zur Wiederherstel-
lung des Berufsbeamtentums auf Erlass des Ministers vom 13. April 1933 erst beurlaubt
und dann am 21. November 1933 aus dem Staatsdienst entlassen worden ist – und zwar
auf der Grundlage des § 4 des genannten Gesetzes, also nicht aus rassischen Gründen,
sondern wegen seiner „bisherigen politischen Betätigung“ in der Weimarer Zeit. Uni-
versität – Senat, Theologische Fakultät und Studentenschaft – waren Zeugen der tumul-
tarischen, durch nationalsozialistische Studenten verursachten Unruhen. Nach anfäng-
lichem Widerstand hatten sie sich an der Vertreibung Günther Dehns vor 1933 beteiligt.
Eißfeldt selbst hatte zusammen mit dem damals amtierenden Dekan Gerhard Heinzel-
mann noch kurz vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeam-

9 In dem vermutlich als Redegrundlage konzipierten Text, der in der Akte UAH, Rep. 4, Nr. 2090, vor-
liegt, werden genannt: Max Fleischmann, Ernst Grünfeld, Martin Kochmann, Arnold Japha, Adhémar
Gelb sowie der Ehrensenator Carl Wentzel (Teutschental). Außer Gelb, der an Lungentuberkolose ver-
starb, und Wentzel, der hingerichtet worden ist, haben sich die vier Genannten selbst das Leben genom-
men.

10 Beide werden weder in der Rede Eißfeldts noch in den vorbereitenden Dokumenten genannt.
11 Das Schreiben des Dekans an Eißfeldt, 11.9.47 (UAH, Rep. 4, Nr. 2090), enthält: Max Fleischmann,

Ernst Grünfeld, Friedrich O. Hertz, Georg Jahn, Rudolf Joerges, Guido Kisch, Friedrich Kitzinger,
Arthur Wegner.
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tentums im preußischen Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung auf die
Abberufung Dehns aus der Universität gedrängt.12

Es kann nicht Aufgabe dieses Vorworts sein, die memoriale Selektivität zu untersu-
chen, mit der die Universität 1947 vorging, als sie die von der Regierung angewiesene
Gedenkveranstaltung plante. Der Gedenkakt von 1947 zeigt, dass „Erinnerungskultur“
stets auch Erinnerungspolitik ist und die Auswahl der Personen, an die gedacht wird,
nicht auf einem zufälligen oder ‚objektiven‘, sondern auf einem geplanten Vorgehen
beruht. Die Auswahl zeigt zugleich auf den Ort derer, die sich erinnern. Schließlich weist
die 1947er Gedenkveranstaltung vielleicht auf die Hintergründe dafür, dass es meines
Wissens in der Universitätsgeschichte danach jahrzehntelang nie wieder eine Initiative
gegeben hat, der zwischen 1933 und 1945 entlassenen und verfolgten Hochschullehrer
kollektiv zu gedenken. Der vorliegende Band zeigt die Heterogenität, die politische
Ambivalenz und die ganz widersprüchlichen Lebensläufe der betroffenen Personen vor
und nach 1945, sofern sie den Holocaust überlebt haben. Denn neben denjenigen, die
wegen ihrer jüdischen Abstammung der nationalsozialistischen Vernichtungspolitik
zum Opfer fielen, findet sich der Fall eines Ehemannes, der nach seiner Entlassung
wegen seiner jüdischen Frau die Scheidung einreichte, danach zwar nicht wieder einge-
stellt wurde, aber unbehelligt bis 1945 eine Klinik weiterführte und in der SBZ und
DDR akademische und politische Karriere machte. Neben denjenigen, denen die Emi-
gration nach Westeuropa, in die USA oder nach Israel gelang, stehen die, die sich selbst
das Leben nahmen. Nur ein geringer Teil der entlassenen Hochschullehrer gehörte zu
dem politischen Lager, das die NSDAP-Regierung gleich zu Beginn ihrer Machtübernah-
me zu verfolgen begann: Nur wenige Professoren wurden ausschließlich wegen der Mit-
gliedschaft in der SPD oder DDP oder ihrer damit zusammenhängenden politischen und
wissenschaftlichen Arbeit aus dem Staatsdienst an der Universität ‚entfernt‘. 

Angesichts dieser Ambivalenzen scheint Otto Eißfeldts Auswahlkriterium für die
stellvertretende Namensnennung nur von Toten konsequent und durchsichtig zu sein.
Indem er aber die Suizidfälle und die Hinrichtung Carl Wentzels am 20. Dezember 1944
im Zusammenhang mit dem Attentat auf Hitler vom 20. Juli 1944 hervorhob, nannte
er sechs Tote, von denen vier13 sich wegen der politischen Repressalien selbst das Leben
genommen hatten und einer (Wentzel) nicht Hochschullehrer, sondern Ehrensenator der
Universität gewesen war, aber als Angehöriger des Widerstands präsentiert wurde.
Namen von Ermordeten tauchten hier ebensowenig auf wie Fälle, die die politische
Dimension der Universitätsgeschichte vor 1933 assoziierbar gemacht hätten. 

12 Siehe den Abschnitt über Dehn in diesem Band und die dort enthaltenen Literaturhinweise.
13 Dass Eißfeldt den 1936 nach einer schweren Lungenerkrankung verstorbenen Adhémar Gelb nannte,

hing offenbar auch damit zusammen, dass sich dessen Sohn wie die anderen vier Genannten (außer
Wentzel) 1936 das Leben nahm, was Eißfeldt wusste und nach dem vermutlich als Redegrundlage konzi-
pierten Text in der Akte UAH, Rep. 4, Nr. 2090, dem Publikum mitteilte. Vgl. auch den Beitrag von Uwe
Wolfradt über Gelb in diesem Band.
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Dem Befund soll aber nicht weiter vorgegriffen werden. Die in der Gedenkschrift
vorgelegten Kurzbiographien bieten den Stoff, um die Gebrochenheiten, Kontinuitäten
und Ambivalenzen akademisch-politischer Biographien über 1918, 1933 und 1945 hin-
weg in den Blick zu nehmen.

Nachdem sich Ende 2012 die ersten Mitarbeiter der Initiativgruppe zusammenfan-
den, um ein Gedenken der zwischen 1933 und 1945 entlassenen Hochschullehrer zu
ermöglichen, stellte sich nach und nach heraus, dass die Planung und Gestaltung eines
solchen Gedenkens durchsichtig und nachvollziehbar sein musste.

Das 80. Jahr nach der Inkraftsetzung des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums durch die NSDAP-DNVP Regierung am 7. April 1933 ist der Anlass für
das Gedenken an die Entlassungen und Verfolgungen, die mit diesem Gesetz begannen.
Zum erdrückend überwiegenden Teil waren Juden und Hochschullehrer mit jüdischen
Vorfahren betroffen; alle Beamten mussten laut § 3 des Gesetzes einen Abstammungs-
nachweis bis zur Generation der Großeltern erbringen. In dem vorliegenden Band sind
die Fragebögen, die Alfred Hauptmann und Mojzis Woskin-Nahartabi ausfüllen muss-
ten, abgedruckt. Nach dem Berufsbeamtengesetz war es vor allem das Reichsbürger-
gesetz vom 15. September 1935 mit seinen beiden Verordnungen von November und
Dezember 1935, das die bisher vor der Entlassung geschützten Teilnehmer des Ersten
Weltkrieges, die sogenannten „Mischlinge“ und die Ehepartner, hier in Halle durchweg
jüdischer Frauen, betraf. Beide Gesetze sind im Anhang abgedruckt.

Unter den in den Band aufgenommenen 43 Personen befinden sich mindestens vier,14

bei denen die Entlassung, die Entziehung des Lehrauftrages und der Dienstbezeichnung
eines Professors nicht auf der Grundlage dieser beiden Gesetze, sondern mit dem Hin-
weis auf § 18 der sogenannten Reichshabilitationsordnung vom 13. Dezember 1934
ausgesprochen wurde. Da es sich bei § 18 jedoch um einen Paragraphen handelt, der
ministeriellen Entscheidungen einen geradezu willkürlichen Spielraum einräumte,15 und
die Entlassungen in drei dieser Fälle wegen jüdischer Vorfahren und in einem Fall wegen
Homosexualität (§ 175 des Strafgesetzbuches) vorgenommen wurde, ist auf den zusätz-
lichen Abdruck der gesamten Reichshabilitationsordnung verzichtet worden.

In den Band aufgenommen wurden diejenigen, die im Zuge der genannten Gesetze
ihre Stelle, ihren Lehrauftrag und oft auch ihren akademischen Titel verloren. An der
Universität Halle gab es eine Reihe von schwerwiegenden Angriffen auf politisch miss-
liebige oder nonkonforme Hochschullehrer, die entweder mit vorübergehender Suspen-
sion, mit Disziplinarverfahren oder auch mit Strafversetzung an andere Universitäten,
nicht jedoch mit der Entlassung aus dem Staatsdienst verbunden waren. Diese Fälle sind
nicht in den vorliegenden Band aufgenommen worden. Stellvertretend seien hier der

14 Heinrich Grell, Wilhelm Hertz, Hans Herzfeld und Friedrich Lehnerdt.
15 „Der Reichswissenschaftsminister kann die Lehrbefugnis entziehen oder einschränken, wenn es im Uni-

versitätsinteresse geboten ist.“
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Staatswissenschaftler und frühere Rektor Gustav Aubin (1881–1938), der Neutesta-
mentler Julius Schniewind (1883–1948), der Wirtschafts- und Staatswissenschaftler
Waldemar Mitscherlich (1877–1961), sein Assistent Hans Schachtschabel (1914–
1993), der im Zusammenhang mit dem Hitler-Attentat vom 20. Juli 1944 verhaftete,
aber wieder freigelassene Medizinprofessor Walter Hülse (1887–1958), der Ägyptologe
Rudolf Anthes (1896–1985), der Anglist Hans Weyhe (1879–1955) und der Ökonom
Waldemar Koch (1880–1963)16 genannt.

Fälle, in denen die Lehrbefugnis aufgrund zeitweise nicht ausgeübter Lehre, aber
ohne jeden derzeit erkennbaren rassischen oder politischen Bezug nach § 6 des Gesetzes
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums entzogen wurde, sind ebenfalls nicht in
den Band aufgenommen worden.17 Dazu gehören auch andere Entlassungen und Ent-
ziehungen von Lehrberechtigungen, die nach dem derzeitigen Kenntnisstand ebenfalls
weder rassisch noch politisch begründet gewesen sind.18

Carl Wentzel (1876–1944), Agrarunternehmer aus Teutschenthal bei Halle, nahm
an Besprechungen der Widerstandskreise um Paul Reusch (1868–1956) und Carl Fried-
rich Goerdeler (1884–1945, hingerichtet in Berlin-Plötzensee) teil, die auf seinem Gut
stattfanden. Nach dem 20. Juli 1944 wurde er verhaftet, am 13. November 1944 vom

16 Zu diesen Personen hat Henrik Eberle Material bereitgestellt und erste Untersuchungen vorgenommen.
17 Dazu gehört neben dem Psychiater und Neurologen Franz-Günther von Stockert (1899–1966) auch der

Agrarökonom Karl von Eickschen (geb. 1901), der 1938 nach seinem Umzug auf die Lehrbefugnis ver-
zichtete, aber trotz eines kritischen Zeugnisses des Gaudozentenführers Wilhelm Wagner nicht weiter
behelligt wurde. Auch dem Leiter des öffentlichen Gesundheitswesens in Berlin, Wilhelm von Drigalski
(1871–1950), der seinen 1923 erteilten Lehrauftrag für Soziale Hygiene und Schulhygiene an der Medi-
zinischen Fakultät nur kurz ausübte, wurde 1934 nicht aus rassischen und nicht ersichtlich aus poli-
tischen Gründen die Venia Legendi in Halle entzogen (nach § 6 des Gesetzes zur Wiederherstellung des
Berufsbeamtentums). Vgl. UAH PA 5556. Ob er seine Berliner Stelle 1933 aus diesen Gründen verlor,
wie Eberle, 316, mitteilt, muss noch geklärt werden.

18 Von Eberle offenbar unter die Entlassenen gezählt: der Mineraloge Paul Kunitz (1893–1983), der Ana-
tom Rudolf Mair (1889–1940), der Althistoriker Paul Schnabel (1887–1947) und der Historiker Wolf-
gang Windelband (1886–1945). Unklar und im Moment nicht weiter aufklärbar ist der Fall des
Mediziners Hans Froböse (geb. 1902). Meine Angaben aus der 1. Auflage möchte ich präzisieren, ins-
besondere im Blick auf meine Kritik an Eberle, 320. Froböse, der seit 1933 Mitglied der NSDAP und
der SA war, hatte im Fragebogen am 20.4.1933 „deutsch-arische“ Vorfahren angegeben, im allerdings
nicht unterzeichneten Fragebogen am 20.3.1936 jedoch die Frage nach „nichtarischen, insbesondere"
jüdischen“ Eltern oder Großeltern mit „ja“ beantwortet. Die Konfession („auch frühere Konfession“)
seiner alle vor seiner Geburt verstorbenen Großeltern hatte er aber durchweg mit „ev.“ angegeben.
Bemerkenswerterweise hatte eine Woche vor dem Fragebogen, am 13.3.1936, der Merseburger Ober-
präsident schriftlich bestätigt, Froböse habe für sich und seine Ehefrau den Nachweis der „arischen“
Abstammung erbracht. Auf Antrag der Medizinischen Fakultät wurde ihm am 21.7.1936 nach § 18 der
Reichshabilitationsordnung die Lehrbefugnis mit der Begründung entzogen, er habe seine Lehrverpflich-
tungen nach zwei Jahren nicht wieder aufgenommen, die er 1934 mit Beginn seiner Tätigkeit in einer
Nervenheilanstalt unterbrochen hatte (zum sogenannten „Gummiparagraphen“ vgl. oben zu Anm. 15).
Aus der Akte geht lediglich hervor, dass Froböse, der 1936 die Unterzeichnung des Fragebogens aus
gesundheitlichen Gründen verschleppt hatte, seit Ende 1939 „spurlos verschwunden“ war, die ermit-
telnde Polizei Selbstmord und der Direktor einer Marburger Klinik, in der Froböses Frau Insassin war,
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„Volksgerichtshof“ zum Tode verurteilt und in Berlin-Plötzensee hingerichtet. An Carl
Wentzel, der Ehrensenator der Universität war, wird an dieser Stelle gedacht.

Der 1934 verstorbene Internist und Honorarprofessor Hugo Winternitz (1868–
1934) ist von staatlichen Maßnahmen nicht mehr betroffen gewesen und wird in dem
vorliegenden Band nicht eigens berücksichtigt, auch wenn er wegen seiner jüdischen
Vorfahren von der Rassegesetzgebung des NS-Staates betroffen gewesen wäre.19

Obwohl der sowohl politisch als auch wegen seiner jüdischen Herkunft heftig ange-
griffene Friedrich Otto Hertz seiner Entlassung durch das Gesetz zur Wiederherstellung
des Berufsbeamtentums zuvorkam, bestand kein Zweifel daran, dass er in den Band mit
aufzunehmen war, zumal seine Bemühungen, schon kurz nach dem Regierungsantritt
der NSDAP aus dem Staatsdienst auszuscheiden und die deutsche Staatsangehörigkeit
abzulegen, parallel zu polizeilichen Verfolgungen und einer Medienkampagne gegen ihn
verlief. In anderer Weise traf dies auch auf Alois Schardt zu, der sich nach Auseinander-
setzungen und sogar nach einer Verhaftung wegen seiner Haltung gegenüber dem
Expressionismus pensionieren ließ, bevor ihm der Lehrauftrag entzogen wurde und er
schließlich in die USA emigrierte.

Als die Initiativgruppe darüber beriet, welcher Kreis der Hochschulangehörigen aus
den Jahren 1933 bis 1945 auch namentlich einbezogen werden könnte, war zunächst
an eine Beschränkung auf den engeren Kreis der Professorenschaft gedacht. Wenn der
jetzt gewählte Titel sich nun allgemeiner auf die Hochschullehrerschaft bezieht, dann
deshalb, weil sich darunter nicht nur Professoren, sondern auch Privatdozenten, also
Hochschullehrer mit einem im Zuge der Habilitation erlangten Lehrauftrag, sowie meh-
rere Honorarprofessoren und auch nicht habilitierte Professoren befanden.

Die 2002 von Henrik Eberle20 vermutete Zahl von 48 Entlassungen ist im Laufe der
Forschungsarbeit korrigiert worden. In dem vorliegenden Band werden 39 Hochschul-
lehrer vorgestellt, die zwischen 1933 und 1945 aus politischen oder rassischen Gründen
als Professoren oder Privatdozenten aus dem Lehrkörper der Martin-Luther-Universität
entlassen worden sind. Nach dem derzeitigen Kenntnisstand entspricht das etwa 9 %
des gesamten Lehrkörpers der Universität.21 Von diesen 39 Hochschullehrern wurden
27 wegen jüdischer Vorfahren,22 sechs wegen jüdischer Ehefrauen,23 vier aus politischen

19 Eheprobleme vermutete. Eine Anfrage bei der Gedenkstätte Yad Vashem erbrachte keine weiteren Ergeb-
nisse; weitere Unterlagen sind derzeit nicht auffindbar, Quelle: UAH PA 6344.

19 Winternitz hatte im Fragebogen 1933 nicht seine jüdischen Großeltern, sondern seine zur römisch-
katholischen Kirche konvertierten Eltern angegeben. 1941 erforschte die Geheime Staatspolizei Winter-
nitz’ Vorfahren und stufte seine Kinder als „Halbjuden“ ein. Vgl. Eberle, 70f.

20 Vgl. Eberle, 61.
21 Zugrunde gelegt ist die von Eberle, 61, angegebene Zahl von insgesamt 415 Hochschullehren.
22 Wilhelm Hertz wurde entlassen, obwohl er nach der Ersten Verordnung des Reichsbürgergesetzes nicht

als „Mischling“ zählte, weil nur sein 1822 getaufter Urgroßvater als „Volljude“ galt. Vgl. den Beitrag
von Florian Steger und Dajana Napiralla in diesem Band.

23 Theodor Brugsch, Werner Budde, Georg Jahn, Walther Kranz, Carl Tubandt und (wahrscheinlich auch
aus diesem Grund, aber wohl auch politisch begründet) Arthur Wegner.
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Gründen24 und zwei wegen Homosexualität25 entlassen. Anzumerken ist, dass sich bei
einigen die „nichtarische“ Herkunft mit politischen Motiven überschnitt, wie etwa bei
Friedrich Otto Hertz und Ernst Grünfeld, die zu den wenigen Unterstützern Günther
Dehns in der Professorenschaft gehörten. Von den Entlassenen sind etwa 70 % wegen
jüdischer Vorfahren entlassen worden. Nimmt man die wegen jüdischer Ehefrauen aus
dem Staatsdienst Ausgeschlossenen hinzu, dann sind 85 % aller Entlassungen auf der
Grundlage der nationalsozialistischen Rassegesetze vorgenommen worden und circa
10 % nicht aus rassischen, sondern aus politischen Gründen sowie 5 % wegen Homo-
sexualität. Hier ist anzumerken, dass der überwiegende Teil der wegen jüdischer Vor-
fahren Entlassenen sich nicht zum jüdischen, oder, wie es in manchen Fragebögen heißt:
mosaischen Glauben bekannte, sondern der evangelischen oder römisch-katholischen
Kirche angehörte. Von den 27 wegen jüdischer Vorfahren Betroffenen trugen sechs26

„jüdisch“, „mosaisch“ oder „israelitisch“ und zwei „katholisch“ 27 in die Fragebögen
ein. Die 20 anderen nannten „evangelisch“ oder „evangelisch-lutherisch“ als Konfes-
sion und ergänzten diesen Eintrag manchmal mit der Bemerkung „früher jüdisch“,
„evangelisch, als Jude geboren“ (Alfred Hauptmann) oder schrieben wie Georg Brodniz
„evangelisch (jüdisch)“. In den Fragebögen wurde zwar die „Konfession“ abgefragt, die
Entlassungen wurden aber wegen der Abstammung, nicht wegen des aktuellen Bekennt-
nisses vorgenommen – das ist ein Kern der nationalsozialistischen Rassebiologie.

Die Beschränkung auf den Kreis der Hochschullehrer war vor allem eine Entschei-
dung, die in Anbetracht der im Vorfeld der akademischen Ehrung und des nun vorlie-
genden Gedenkbandes leistbaren Forschungsarbeit getroffen worden ist. Ganz unbe-
kannt ist uns die Zahl der aus rassischen und politischen Gründen von der Universität
entlassenen Angehörigen der Assistenten- und Mitarbeiterschaft, der Angestellten und
vor allem der Studierenden,28 die zwischen 1933 und 1945 exmatrikuliert worden sind.
Dies aufzuklären, ist Aufgabe künftiger Forschungen.

In den vorliegenden Band sind stellvertretend für die unbekannte Zahl der betroffenen
Assistenten und Mitarbeiter der damalige Assistenzarzt und nach 1945 zum Medizin-

24 Günther Dehn, Rudolf Joerges, Oskar Kuhn und Alois J. Schardt.
25 Walter Anderssen und Heinrich Grell.
26 Oskar David, Betty Heimann, Guido Kisch, Friedrich Kitzinger, Hans Rothmann und Ernst Wertheimer.
27 Paul Frankl und Friedrich Otto Hertz.
28 Stellvertretend für die unbekannte Zahl der Studierenden sei Reinhard Vahlen (1917–1981) genannt, der

wegen seiner als „Halbjüdin“ eingestuften Mutter Gertrud Vahlen, einer Tochter des hallischen Mathe-
matikers Georg Cantor (1845–1918), 1938 vom Studium ausgeschlossen worden ist. Vgl. Eberle, 356.
Vahlens Vater Ernst Vahlen (1865–1941), wurde 1937 emeritiert und erhielt eine „Gnadenpension“. Er
war Titularprofessor gewesen und hatte keine ordentliche Professur inne gehabt. Ein 1935 offenbar im
Zusammenhang mit den „Nürnberger Rassegesetzen“ angelegtes „Stammbuch für nichtarische Stu-
denten“ im Universitätsarchiv Halle weist bis 1938 insgesamt 21 Exmatrikulationen aus. Über die bis
dahin aus rassepolitischen Gründen exmatrikulierten Studierenden können derzeit ebensowenig genaue
Angaben gemacht werden wie über die im Gesamtzeitraum bis 1945 aus politischen Gründen Ver-
folgten.
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professor berufene Georg Jacoby und der als Universitätslektor für Rabbinische Sprache
und Literatur tätige Hebraist und Semitist Mojzis Woskin-Nahartabi, der im Vernich-
tungslager Auschwitz ermordet worden ist, aufgenommen worden. Weitere Schicksale
von Mitarbeitern der Universität müssen noch erforscht werden. Zwei andere Beispiele
wären der Englisch-Lektor Mark Science (geb. 1897) und der als Französisch-Lektor
tätige renommierte Romanist und Literaturwissenschaftler Albert Béguin (1901–1957),
die 1933/34 die Universität von sich aus und vor ihrer Entlassung verließen.

Schließlich stand die Vorbereitungsgruppe vor der Tatsache, dass zur jetzigen Mar-
tin-Luther-Universität Halle-Wittenberg auch die Pädagogische Hochschule gehört,
deren Vorläufer die erst am 1. April 1930 gegründete Pädagogische Akademie war. Aus
dem Lehrkörper dieser Akademie wurden, wie aus einer Pressemeldung vom 28. April
1933 hervorgeht, allein bis dahin zehn Mitglieder des Lehrkörpers beurlaubt und
danach entweder ganz entlassen oder versetzt.29 Vier weitere Pädagogen wurden bis
1934 in andere Ämter oder in den Ruhestand versetzt,30 vier wurden in die 1934 anstelle
der Pädagogischen Akademie gegründete Hochschule für Lehrerbildung übernommen.
Stellvertretend für den Lehrkörper dieser Einrichtung der jetzigen Martin-Luther-Uni-
versität sind die wegen ihrer jüdischen Vorfahren entlassene Elisabeth Blochmann, die
einzige wegen § 3 des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums Betrof-
fene an der Pädagogischen Akademie, und der ebenfalls im Zusammenhang mit dem
Gesetz aus seiner Professur enthobene Adolf Reichwein in den Band aufgenommen.

Zu den 39 Hochschullehrern der Universität im engeren Sinne kamen also ein Univer-
sitätslektor, ein Assistenzarzt sowie zwei Professoren aus der Pädagogischen Akademie
hinzu – stellvertretend für die noch anstehende breite Erforschung der Verfolgung auch
der Mitarbeiter- und Studierendenschaft an Universität und Pädagogischer Akademie.

Die Initiative, anlässlich des 80. Jahres nach dem Gesetz zur Wiederherstellung des
Berufsbeamtentums ein akademisches Gedenken zu begehen, war für die Geschichte der
Universität Halle zwar neu, obwohl der Senat auf Antrag seines Rektors Prof. Dr. Dr.
Gunnar Berg bereits 1995 die Entscheidungen über den Entzug von akademischen
Titeln zwischen 1933 und 1945 sowie im Anschluss bis 1990 aufhob.31 Allerdings konn-
ten die Autorinnen und Autoren des vorliegenden Bandes, die aus der gesamten Univer-

29 Vgl. die im Anhang von Pia Schmids Beitrag über Adolf Reichwein in diesem Band abgedruckte Pres-
semeldung. Zu den 1933 von der Pädagogischen Akademie in Halle Entlassenen vgl. Alexander Hesse:
Die Professoren und Dozenten der preußischen Pädagogischen Akademien (1926–1933) und Hochschu-
len für Lehrerbildung (1933–1941). Weinheim 1995; sowie Wolfgang Werth: Die Vermittlung von The-
orie und Praxis an den preußischen Pädagogischen Akademien 1926–1933 – dargestellt am Beispiel der
Pädagogischen Akademie Halle/Saale (1930–1933). Frankfurt a.M. 1985.

30 Hans Ahrbeck (1890–1981, Deutsch), Reinhard Kynast (1882–1939, Pädagogik und Philosophie), Hel-
muth Lungershausen (1902–1968, Musik), Walther Schwarz (1881–1978, Psychologie und Hygiene).
Allerdings traten sieben der ehemaligen hauptamtlichen Mitglieder des Lehrkörpers der NSDAP bei, dar-
unter auch vier der Entlassenen. Für die Informationen zur Pädagogischen Akademie danke ich Pia
Schmid.

31 Vgl. Scientia Halensis 3 (1995).
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sität und fast allen Bereichen stammen, aus denen Hochschullehrer und Mitarbeiter ent-
lassen worden sind, auf Vorarbeiten zurückgreifen, von denen zuerst Henrik Eberles
Dissertation „Die Martin-Luther-Universität in der Zeit des Nationalsozialismus 1933–
1945“ von 2002 zu nennen ist, die entscheidendes Überblicksmaterial und Anregungen
enthält, aber von den Autorinnen und Autoren überprüft und an manchen Stellen kor-
rigiert wurde. Universitätsgeschichtlich sind zudem die schon mehr als 15 Jahre zurück-
liegenden Initiativen zu nennen, die Geschichte der Juristischen Fakultät mit besonderer
Berücksichtigung ihrer entlassenen Hochschullehrer aufzuarbeiten.32 

Bei den im vorliegenden Band enthaltenen Biogrammen haben die Autorinnen und
Autoren versucht, in jedem Fall ein Bild und mindestens ein Dokument zu finden, das
die zeitgeschichtliche, biographische oder wissenschaftsgeschichtliche Einordnung der
Betreffenden zu illustrieren vermag. Alle Dokumente entstammen, wenn es nicht aus-
drücklich anders vermerkt ist, den Personalakten im Universitätsarchiv Halle. Dessen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sei an dieser Stelle für die überaus hilfreiche und
unkomplizierte Bereitstellung der Materialien herzlich gedankt. Besonderer Dank gilt
auch Grit Neugebauer, die das Personenregister erstellt hat.

Die in den Texten genannten Publikationen sind nur eine kleine Auswahl, aus Platz-
gründen war an eine vollständige Bibliographie nicht zu denken. Auch die Quellen- und
Literaturangaben sind knapp gehalten. Zitate werden in diesem Band nicht direkt aus-
gewiesen, sondern sind der am Ende genannten Literatur oder den archivalischen Doku-
menten entnommen. 

Leider ist es nicht in allen Fällen gelungen, ein Bild oder eine Photographie zu finden.
Manchmal sind derzeit nicht einmal die genauen Lebensdaten feststellbar. Es besteht die
Hoffnung, dass künftige Forschungen auch an dieser Stelle erfolgreicher sein werden
und die Betroffenen angemessen in Erinnerung bringen. Die Autorinnen und Autoren
haben nach Kräften und bestem Wissen versucht, die Inhaber der Rechte an den im Band
enthaltenen Bilddokumenten ausfindig zu machen und um die Genehmigung zum
Abdruck zu bitten, nicht in allen Fällen mit Erfolg. Sollten eventuelle Rechteinhaber
dabei übersehen worden sein, bitten wir sie darum, ihre Ansprüche geltend zu machen.

Der vorliegende Band möchte Material bereitstellen, das die weitere Erforschung der
Universitätsgeschichte zwischen Wissenschaft, politischer Macht und Recht ermöglicht.

Vor allem und zuerst aber ist er den Opfern der nationalsozialistischen Rasse- und
Innenpolitik an der Universität Halle-Wittenberg gewidmet.

Halle, im Oktober 2013 Friedemann Stengel

32 Vgl. Walter Pauly (Hg.): Hallesche Rechtsgelehrte jüdischer Herkunft. Köln u.a. 1996.
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Die Universität Halle im Kontext.
Entlassung und Vertreibung von 

Hochschullehrern in der NS-Zeit

von Rüdiger vom Bruch

In einem Forschungsbericht von 2012 heißt es: Bis in die 1990er Jahre hinein verstand
und beschrieb die Wissenschaftsgeschichte den Nationalsozialismus als etwas, das über
die Wissenschaft und die unpolitische Professorenschaft ‚hereingebrochen‘ sei und dem
sich die meisten Gelehrten so gut es eben ging entzogen hätten.1 Demgegenüber bevor-
zugen neuere Darstellungen den Begriff „Selbstmobilisierung“, um das Verhalten der
überwiegenden Mehrheit deutscher Hochschullehrer seit 1933 zu charakterisieren,
gemäß einer Beobachtung von Mitchell Ash, wonach Wissenschaft und Politik als Res-
sourcen füreinander fungierten.2 Dem entspricht der empirische Befund, dass im Natio-
nalsozialismus zwar eine anti-intellektuelle, keineswegs aber eine wissenschaftsfeind-
liche Grundhaltung dominierte, insofern Wissenschaft auf eine effiziente Umsetzung
von extern vorgegebenen Zielen begrenzt wird.3 

Dass die Überzeugung einer überwiegend unschuldigen, vom nationalsozialistischen
Zivilisationsbruch überwältigten deutschen Hochschullehrerschaft ein halbes Jahrhun-
dert lang nach dem Zweiten Weltkrieg breite Zustimmung fand, obgleich bereits zahl-
reiche Einzelforschungen dem entgegenstanden, verweist auf ungewöhnlich nachhaltige
und daher begründungsbedürftige geschichtspolitische Konstruktionen ausgerechnet in
jener Profession, welche sich zu kritischer Selbstreflexion berufen sah; und sie wurde

1 Vgl. Karin Orth: Neuere Forschungen zur Selbstmobilisierung der Wissenschaften im Nationalsozialis-
mus. In: NTM: Zeitschrift für Geschichte der Wissenschaften, Technik und Medizin 20 (2012), 215–
224, hier: 215.

2 Mitchell G. Ash: Wissenschaft und Politik als Ressourcen füreinander. In: Rüdiger vom Bruch und Bri-
gitte Kaderas (Hgg.): Wissenschaften und Wissenschaftspolitik. Bestandsaufnahme zu Formationen, Brü-
chen und Kontinuitäten im Deutschland des 20. Jahrhunderts. Stuttgart 2002, 32–51.

3 Vgl. als erste Zwischenbilanz Rüdiger Hachtmann: Wissenschaftsgeschichte in der ersten Hälfte des 20.
Jahrhunderts. In: Archiv für Sozialgeschichte 48 (2008), 539–606, sowie ders.: Interessengeleitete Wis-
senschaftsgeschichte? Auftragsforschung für Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrich-
tungen. In: Zeitgeschichte-online Dezember 2012 (http://www.zeitgeschichte-online.de/themen/interess
engeleitete-wissenschaftsgeschichte, Stand 20.10.2013).
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begünstigt durch eine erst sehr spät einsetzende systematische Erforschung von Wissen-
schaften und Wissenschaftsbetrieb, von Disziplinen, Institutionen und Personen in der
NS-Zeit. Noch 2002 beklagte Frank-Rutger Hausmann für die Zeit des Dritten Reiches
das „geringe Allgemeininteresse“ nicht nur zur Geschichte einzelner Disziplinen, son-
dern auch an den Universitäten im Allgemeinen.4 2004 vermerkte ein Sammelband über
Universitäten und Hochschulen im Nationalsozialismus und der frühen Nachkriegszeit
zwar eine Fülle von Forschungsaktivitäten, vor allem aber zahlreiche weiße Flecken und
wenig gestellte Fragen.5 Mittlerweile hat sich das Bild deutlich zugunsten einer breitflä-
chigen kritischen Quellenforschung verändert. Mit dem Rüstzeug moderner zeitge-
schichtlicher Instrumentarien steht die alte Frage Leopold von Rankes im Zentrum,
„wie es eigentlich gewesen“. Personalintensive Forschungsprojekte etwa zur Kaiser-Wil-
helm-Gesellschaft oder zur Deutschen Forschungsgemeinschaft sowie im Rahmen von
DFG-Schwerpunktprogrammen begünstigten eine neuartig dichte Tiefenschärfe ebenso
wie eine zufällige Häufung von Universitätsjubiläen, in deren Vorfeld der Fokus von
stolzer Selbstdarstellung zu bohrenden Nachfragen insbesondere für die NS-Zeit wech-
selte. Aus der Fülle solcher naturgemäß lokal zentrierter Studien hebe ich in unserem
Zusammenhang nur zwei umfängliche Arbeiten zu Halle und Jena hervor.6

Je tiefer solche Spezialforschungen vordringen, desto klarer zeichnen sich schmerz-
liche Lücken ab. Auf der anderen Seite schälen sich einige übergreifende Grundmuster
heraus. Dies gilt insbesondere für eine Historisierung der NS-Zeit; in welchen Kontexten
agierten Personen und Institutionen, wie einschneidend oder kontinuitätsgeleitet bzw.
kontinuitätswahrend sind die Zäsuren 1933 und 1945 zu beurteilen?7 Wie weit über-
formten abrufbare Denkformen, Verhaltensmuster und soziale Bindungen die offen-
sichtlichen Bruchzonen von zwei katastrophalen Systemwechseln? Aber auch die han-
delnden Personen treten zunehmend deutlicher in den Vordergrund. Wenn die
unterschiedlichen Akteur-Ebenen durch wechselseitige Ressourcenkonstellationen mit-

4 Frank-Rutger Hausmann: Einführung. In: ders. (Hg.): Die Rolle der Geisteswissenschaften im Dritten
Reich 1933–1945. München 2002, VII.

5 Wolfgang Woelk und Frank Sparing: Forschungsergebnisse und Desiderata der deutschen Universitätsge-
schichtsschreibung. Impulse einer Tagung. In: Karen Bayer, Frank Sparing und Wolfgang Woelk (Hgg.):
Universitäten und Hochschulen im Nationalsozialismus und in der frühen Neuzeit. Stuttgart 2004, 7–
32.

6 Henrik Eberle: Die Martin-Luther-Universität in der Zeit des Nationalsozialismus. Halle 2002; Uwe
Hoßfeld, Jürgen John und Rüdiger Stutz (Hgg.): „Kämpferische Wissenschaft“. Studien zur Universität
Jena im Nationalsozialismus. Köln 2003.

7 Vgl. etwa vom Bruch/Kaderas (wie Anm. 2); Micheal Grüttner und John Connelly (Hgg.): Zwischen
Autonomie und Anpassung. Universitäten in den Diktaturen des 20. Jahrhunderts. Paderborn 2003;
Rüdiger vom Bruch, Uta Gerhardt und Aleksandra Pawliczek (Hgg.): Kontinuitäten und Diskontinui-
täten in der Wissenschaftsgeschichte des 20. Jahrhunderts. Stuttgart 2004; Sabine Schleiermacher, Udo
Schagen (Hgg.): Wissenschaft macht Politik. Hochschule in den politischen Systembrüchen 1933 und
1945. Stuttgart 2009; Michael Grüttner, Rüdiger Hachtmann, Konrad H. Jarausch, Jürgen John,
Matthias Middell (Hgg.): Gebrochene Wissenschaftskulturen. Universität und Politik im 20. Jahrhun-
dert. Göttingen 2010.
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einander verflochten waren, so können wir nun genauer Entscheidungsprozesse in Staat
und Partei, in dem von ihnen kontrollierten Wissenschaftsbetrieb wie seitens der mit-
wirkenden Wissenschaftler nachzeichnen.8 Ebenfalls genauer, vergleichsweise aber noch
sehr lückenhaft sind wir über die Opfer nationalsozialistischer Machtpolitik und
Rasseideologie informiert. Gemeint sind nicht diejenigen, die sich nach 1945 mit
einigem Geschick als Opfer stilisierten, weil sie, willige Mitwirkende im Gesamtsystem,
in den erbitterten Rivalitäten und Grabenkämpfen eines voluntaristischen Kompetenz-
dschungels zeitweise auf der ‚falschen Seite‘ standen und im Nachhinein eine unberech-
tigte ‚Widerständigkeit‘ gegen das System reklamierten, sondern die Opfer von poli-
tischer und rassischer Verfolgung an deutschen Hochschulen. Wohl hat sich die
Forschung vor Jahrzehnten schon auf diejenigen konzentriert, welche nach Entlassung
und Vertreibung emigrierten und teilweise im Ausland beachtliche neue Karriereerfolge
erzielten,9 doch standen dabei vor allem Erfolgs- (für die aufnehmenden Staaten) und
Verlustbilanzen für Deutschland und Österreich im Mittelpunkt.

Mit Gedenken und Erinnern im Sinn einer institutionellen Verantwortung durch
Hochschulen und andere Wissenschaftsorganisationen für ihre damals verfolgten und
vertriebenen Mitglieder hatten jene Forschungen wenig zu tun. Solange Verantwortung
als personale Haftung wahrgenommen bzw. auf gesamtstaatlicher Ebene durch antifa-
schistische Rhetorik im Osten und eine kostenintensive Wiedergutmachungssemantik
im Westen bereits seit den 1950er Jahren erledigt zu sein schien, richtete sich der Blick
nur selten auf einzelne Institutionen als Verantwortungsgemeinschaften. Auch hier
setzte eine Wende erst in den 1990er Jahren ein, als einzelne Universitätsrektoren, vor
allem aber die Präsidenten von Max-Planck-Gesellschaft und Deutscher Forschungs-
gemeinschaft, institutionelle Scham und Verantwortung bekundeten, nicht als bloße
Geste, sondern gemäß den Regeln wissenschaftlicher Tatsachenerhellung gestützt auf
vorangehende intensive empirische Forschung. Was genau geschah in diesen Institutio-
nen? Wo und wie drifteten Wissenschaft und Ethik auseinander? Was können wir über
die individuellen Schicksale der betroffenen Personen wissen? Von jedweder Art „Wie-
dergutmachung“ kann dabei keine Rede sein. Eine solche hätte bereits 1945 einzusetzen
gehabt, als nationalsozialistische Unrechtsgesetze durch das alliierte Kontrollratsgesetz
Nr. 1 vom 20. September 1945 aufgehoben wurden – so auch das Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 –, als mit der Wiedereröffnung
von Universitäten in den Besatzungszonen die belasteten und zunächst entsprechend
ausgesiebten Lehrkörper mit den einst Ausgesonderten hätten ergänzt werden können.

8 Vgl. etwa Anne C. Nagel: Hitlers Bildungsreformer. Das Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung
und Volksbildung 1934–1945. Frankfurt a.M. 2012; Sören Flachowsky: Von der Notgemeinschaft zum
Reichsforschungsrat. Wissenschaftspolitik im Kontext von Autarkie, Aufrüstung und Krieg. Stuttgart
2008. 

9 Vgl. Claus-Dieter Krohn, Patrick von zur Mühlen, Gerhard Paul und Lutz Winckler (Hgg.): Handbuch
der deutschsprachigen Emigration 1933–1945. Darmstadt 1998.
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Dazu ist es bekanntlich nur in Ausnahmefällen gekommen, wie wir aus der noch sehr
jungen, aber mittlerweile aussagekräftigen Remigrationsforschung wissen.10 Nicht um
Wiedergutmachung kann es also gehen, sondern um die Dokumentation und Revision
von offensichtlichem Unrecht. Unrecht war offensichtlich der seit 1933 praktizierte Ent-
zug akademischer Grade, insbesondere des Doktorgrades, nicht auf Grund missbräuch-
lichen Erwerbs, sondern weil deren Träger politisch-ideologisch unerwünscht waren.
Nahezu flächendeckend haben zahlreiche Universitäten mittlerweile entsprechende
Untersuchungen vorgelegt.11 Darüber hinaus haben einige Universitäten wie Heidelberg
Gedenkbücher vorgelegt oder Vergleichbares ins Internet gestellt. Die Spannweite reicht
von bloßen Auflistungen bis hin zu intensiv recherchierten biographischen Porträt-
sammlungen, wie sie etwa dieser Band enthält. Insgesamt haben wir für die letzten zwei
Jahrzehnte eine Verdichtung universitäts- und wissenschaftsgeschichtlicher Forschung
für die Zeit des Nationalsozialismus zu registrieren, ausgelöst zum einen durch eine
offensichtliche Professionalisierung institutionenbezogener Universitätsgeschichts-
schreibung, welche sich insbesondere in den zahlreichen Universitätsjubiläen des letzten
Jahrzehnts abbildete, zum anderen durch eine zuvor unbekannte Erinnerungs- und Ver-
antwortungskultur im Universitäts- und Wissenschaftsbereich, welche einer sicheren
empirischen Basis bedarf.

Bevor wir uns dem Vertreibungs- und Entlassungsgeschehen selbst zuwenden, um
die in diesem Band dokumentierten Schicksale an der Universität Halle vergleichend in
das bislang bekannte Datenmaterial zu deutschen Universitäten 1933–1945 einordnen
zu können, ist zunächst nach den Gründen der späten historischen Aufarbeitung und
des in meinem Eingangszitat angeführten Befundes zu fragen, denn die gegenwärtige
Memorialkultur steht offenbar in einer widersprüchlichen und darum erklärungsbe-
dürftigen Tradition. Dass gerade Hochschullehrer, die sich aufgrund eines spezifischen
wissenschaftlichen Ethos als kritische Instanz stilisieren und im geteilten Deutschland
deren Integrität als Kontinuum in den so unterschiedlichen politisch-ideologischen Sys-
temkonstellationen des 20. Jahrhunderts betonen, das verweist auf ebenso falsche wie
nachhaltige Konstruktionen von geschichtspolitischer Verfügbarkeit. Mit gutem Grund
hat Friedemann Stengel in seinem Vorwort zu diesem Band die „Universitätsfeier zu
Ehren der ‚Opfer des Faschismus‘“ in Halle vom 13. September 1947 an den Beginn

10 Vgl. Marita Krauss: Heimkehr in ein fremdes Land. Geschichte der Remigration nach 1945. München
2001; Claus-Dieter Krohn: Deutsche Wissenschaftsemigration seit 1933 und ihre Remigrationsbarrieren
um 1945. In: vom Bruch/Kaderas (wie Anm. 2), 437–452; Anikó Szabó: Vertreibung, Rückkehr, Wieder-
gutmachung. Göttinger Hochschullehrer im Schatten des Nationalsozialismus. Göttingen 2000.

11 Vgl. etwa als Sammelrezension zu entsprechenden Publikationen über Leipzig, München, Gießen, Köln,
Göttingen, Marburg, Bonn, Heidelberg, Wien: Ulf Morgenstern: Aberkennung von Doktorgraden.
http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/rezensionen/2008-3-126 (vom 2.9.2008, Stand 20.10.2013).
Mittlerweile ist die Liste stark angewachsen. An der Universität Halle hatte der damalige Rektor Gunnar
Berg bereits 1995 den Senat veranlasst, den Entzug von akademischen Titeln seit 1933 wieder aufzuhe-
ben.
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gestellt; welche Namen Rektor Otto Eißfeldt nannte, wen er alles verschwieg, das ist
verräterisch. Unter anderen Vorzeichen findet sich Ähnliches immer wieder in Hoch-
schulen der SBZ und der Westzonen; Druck der jeweiligen Besatzungsmacht und aka-
demischer Stolz rieben sich, Spielräume wurden ausgelotet, vor allem argumentierten
die Hochschulen mit einer seit etwa 1800 bewährten „Idee der deutschen Universität“
– Kirchen und Universitäten hätten unbeschädigt die NS-Zeit überstanden und seien
nun für den Wiederaufbau einer Führungsschicht in Deutschland verantwortlich.12 An
die Stelle nüchterner Bestandsaufnahme traten geschichtspolitische Nebelkerzen, deren
Wirkungsmacht hinsichtlich der soeben überstandenen NS-Zeit mittlerweile genauer
analysiert worden ist.13 

Deutsche Universitätslehrer argumentierten nach 1945 in Ost und West, der Natio-
nalsozialismus habe ein auf Autonomie und Selbstergänzung gegründetes und bis 1933
intaktes Universitätssystem durch seine Eingriffe ausgehöhlt, man müsse nur das Alte
wiederaufbauen, allenfalls an neue politische Gegebenheiten anpassen. Das Neue sei
eben oft das Alte, so war es bis in die Studentenschaft hinein nach 1945 zu hören. Es
komme darauf an, die bewährten idealistischen und neuhumanistischen Traditionen der
deutschen Universität wieder herzustellen. Insbesondere, so die These, beruhten Univer-
sität und ihre Wissenschaften in Deutschland auf den Maximen Erkenntnis, Objektivität
und Wahrheit, nicht auf Nutzanwendung. Das schloss möglichen praktischen Nutzen
nicht aus, habe aber einer Instrumentalisierung durch den Nationalsozialismus diamet-
ral entgegengestanden. Auf dieser Lebenslüge, welche die bis 1945 praktizierten wissen-
schaftlichen Realitäten beharrlich negierte, beruhten denn auch die vielfältigen Entlas-
tungsstrategien. Die angeblich wenigen wirklich belasteten Kollegen, zugleich Verräter
an vormaligen deutschen Wissenschaftsidealen, seien nach dem Krieg zügig ausgeschie-
den worden. Man verwies im Westen etwa auf den noch in den 1950er Jahren äußerst
rührigen „Verband der nicht-amtierenden (amtsverdrängten) Hochschullehrer“, im
Osten auf eine sozialistische Kaderpolitik und reklamierte im Umkehrschluss wissen-
schaftliche und moralische Anständigkeit für sich selbst. Das tatsächliche Ausmaß per-
soneller wie auch fachmethodischer Kontinuitäten über 1945 hinaus sowie vielfach fein
gesponnene Netzwerke wurden erst fast ein halbes Jahrhundert später offengelegt.
Nicht nur in der frühen Bundesrepublik stand frühere NS-Parteimitgliedschaft einer
weiteren, vielfach vorübergehend unterbrochenen akademischen Karriere nicht entge-

12 Vgl. mit zahlreichen zeitgenössischen Belegen Eike Wolgast: Die Wahrnehmung des Dritten Reiches in
der unmittelbaren Nachkriegszeit (1945/46). Heidelberg 2001; Rüdiger vom Bruch: Zwischen Tradi-
tionsbezug und Erneuerung. Wissenschaftspolitische Denkmodelle und Weichenstellungen unter alliier-
ter Besatzung 1945–1949. In: Jürgen Kocka (Hg.): Die Berliner Akademie der Wissenschaften im
geteilten Deutschland 1945–1990. Berlin 2002, 3–23.

13 Vgl. etwa Jeffrey Herf: Zweierlei Erinnerung. Die NS-Vergangenheit im geteilten Deutschland. Berlin
1998; Bernd Weisbrod (Hg.): Akademische Vergangenheitspolitik. Beiträge zur Wissenschaftskultur der
Nachkriegszeit. Göttingen 2002; Heinrich August Winkler (Hg.): Griff nach der Deutungsmacht. Zur
Geschichte der Geschichtspolitik in Deutschland. Göttingen 2004.
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gen, dies galt auch für die DDR. 1954 waren hier mit Schwankungen nach Fachgruppen
31 % bis 46 % der Universitätsprofessoren NSDAP-Mitglieder gewesen, noch 1962 in
Medizin und technischen Fächern sogar bis zu 37 %,14 wie denn überhaupt die Medi-
ziner in Ost und West Spitzenreiter waren. Die politisch-ideologischen Konfrontationen
zwischen DDR und Bundesrepublik im Kalten Krieg begünstigten im Zuge gegenseitiger
Schuldzuweisungen mit einigem Erfolg Ablenkungsmanöver hinsichtlich der jeweils
eigenen NS-Vergangenheit. 

Vor diesem Hintergrund kann nicht verwundern, dass nüchterne historische Aufar-
beitung in den 1950er Jahren weitgehend unterblieb. Dies galt auch für Halle; seine
gründliche Musterung des einschlägigen Schrifttums veranlasste Henrik Eberle zu der
pointierten Bemerkung:

„Das in Halle Geschriebene gab sich trotz marxistisch-leninistischer Attitüde harmlos und
unkritisch. Die fünfziger Jahre waren durch die Präsenz der ehemaligen Nationalsozialisten
an der Universität geprägt, konsequenterweise wurde wortreich geschwiegen.“15

Parteiamtliche Vorgaben der SED-Geschichtspolitik steuerten in den folgenden Jahr-
zehnten eine selektive Rekonstruktion von Schuld und Verfolgung in der NS-Zeit und
knüpften insofern an jene Gedenkveranstaltung der Universität Halle von 1947 an.
Noch kurz vor dem Ende der DDR unterband die Partei die Publikation eines grundle-
genden Gedenkwerkes zu Verfolgungen an der Berliner Friedrich-Wilhelms-Universität;
auf abenteuerliche Weise erschien es 1988 in West-Berlin.16 In der Bundesrepublik setzte
ernsthafte wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Belastungen in der NS-Zeit erst in
den 1960er Jahren ein, als Reaktion auf eine provokative, in der Sache unbestreitbare
Zusammenstellung NS-belasteter westdeutscher Hochschullehrer auf Grund von Mate-
rial in DDR-Archiven.17 Ringvorlesungen in Tübingen, München und Berlin themati-
sierten 1964 bis 1966 die je eigene Vergangenheit, aber diese basierten nicht auf eigenen
Forschungen und lösten solche auch nicht aus. Ausgerechnet die Studentenbewegung
seit 1968 mit ihrem Pathos einer ‚kritischen Universität‘ stand dem entgegen, attackierte
sie doch die überwiegend liberalen Gegner in den aktuellen Kontroversen um theorie-
geleitete Gesellschaftsanalyse, nicht eine empirisch untermauerte Vergangenheit der
civitas academica. Um diese ging es dann auf breiterer Front erst seit den 1980er Jahren.
Immerhin formulierte in einer jener ansonsten wenig aufregenden Ringvorlesungen,

14 Vgl. Ralph Jessen: Von den Vorzügen des Sozialismus und der deutschen Teilung. Kollaborationsverhält-
nisse im ostdeutschen Wissenschaftssystem und die Göttinger Universität. In: Weisbrod (wie Anm. 13),
48.

15 Eberle (wie Anm. 6), 19.
16 Rudolf Schottländer: Verfolgte Berliner Wissenschaft. Ein Gedenkwerk. Mit Vorworten von Wolfgang

Scheffler und Kurt Pätzoldt und einem Nachwort von Götz Aly. Berlin 1988.
17 Vgl. Braune Universität. Deutsche Hochschullehrer gestern und heute. Eine Dokumentation, zusammen-

gestellt und eingeleitet von Rolf Seeliger. München 1964.
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nämlich an der Freien Universität in Berlin, der Historiker und Politologe Karl Dietrich
Bracher eine genaue und immer noch gültige Einschätzung:

„Drei leitende Axiome der Universität sind in der Konfrontierung mit dem Nationalsozialis-
mus erschüttert worden: dass wissenschaftliche Bildung und Qualifikation auch zur mora-
lischen Bildung führe; dass unpolitische Haltung wissenschaftliche Objektivität verbürge und
der beste Schutz gegen politische Manipulation und ideologische Anfälligkeit sei; und dass so
verstandene Wissenschaft als ein Hort der Wahrheit unabhängig im Wandel von Gesellschaft
und Politik bestehen könne.“18

Blicken wir nun auf Entlassungen und Vertreibungen von Hochschullehrern und Hoch-
schullehrerinnen seit der Machtübertragung an Adolf Hitler am 30. Januar 1933. In
atemberaubend kurzer Zeit wurden die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine rück-
sichtslose Gewaltherrschaft in Staat und Gesellschaft geschaffen. Nicht einmal einen
Monat nach Hitlers Ernennung nutzten die Nationalsozialisten den hinsichtlich der
Schuldfrage nach wie vor nicht völlig geklärten Reichstagsbrand vom 27. Februar
bereits einen Tag später für die Notverordnung des Reichspräsidenten „zum Schutz von
Volk und Staat“, mit der zentrale Bürgerrechte ausgehebelt, politische Gegner inhaftiert
und die entscheidende Grundlage für das nun Schlag auf Schlag ausgeweitete Terror-
regime wurden. Die nächste maßgebliche Rechtsgrundlage bot das sogenannte Ermäch-
tigungsgesetz vom 24. März 1933, das die Gesetzgebungsgewalt vom Reichstag auf die
Reichsregierung übertrug. Bereits zwei Wochen später trat am 7. April jenes Gesetz in
Kraft, welches bereits im Namen den Zynismus zum Programm erhob: das Gesetz zur
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums (BBG), dessen anfängliche, vor allem auf
Wunsch des Reichspräsidenten aufgenommenen Ausnahmeregelungen des § 3 Abs. 2
(Frontkämpfer, Angehörige von Kriegsgefallenen, vor dem 1. August 1914 Verbeam-
tete) in der Folgezeit durch rasch nachfolgende Durchführungsverordnungen verengt
wurden und das dann auf den gesamten Öffentlichen Dienst ausgeweitet wurde, im
Hochschulbereich also auf alle nichtbeamteten Hochschullehrer bis hin zu den Lehrbe-
auftragten.

Einige Bestimmungen, wie die explizite Entfernung von Kommunisten oder die Ent-
lassung sogenannter „Parteibuchbeamten“ – Verbeamtung während der in der NS-Pro-
paganda als „Systemzeit“ geltenden Weimarer Republik – spielten an den Hochschulen
praktisch keine Rolle. Entscheidend griffen hier der sogenannte „Arierparagraph“ in
§ 319, von dem bzw. von dessen Folgeregelungen ca. 80 % aller bis 1945 entlassenen
Hochschullehrer betroffen waren (Juden, jüdische Herkunft, Verheiratung mit jüdischer
Ehefrau), sowie die bewusst vage formulierte politische Stigmatisierung von Sozialde-

18 Universitätstage 1966. Nationalsozialismus und die deutsche Universität. Berlin 1966, 131.
19 „Beamte, die nicht arischer Abstammung sind, sind in den Ruhestand (§§ 8ff.) zu versetzen.“ Das Gesetz

ist im Anhang abgedruckt.
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mokraten, Liberalen und Zentrumspolitikern in § 4.20 Des Weiteren enthielt der § 6 eine
frei auslegbare Blankovollmacht, insofern er die Entlassung von Beamten „zur Verein-
fachung der Verwaltung oder im Interesse des Dienstes“ ermöglichte. Eine einschnei-
dende weitere Verschärfung bzw. Ausweitung der Betroffenen brachte gut zwei Jahre
später das Reichsbürgergesetz vom 15. September 1935, mit dem die nationalsozialisti-
sche Definition von „Jude“ vollständig umgesetzt wurde unter Einschluss von „Misch-
lingen“ und Verheiratung mit Juden, ferner bisherige Ausnahmen wie das Frontkämp-
ferprivileg aufgehoben wurden. Eine weitere Etappe markierte das am 27. Januar 1937
in Kraft getretene Deutsche Beamtengesetz, womit das BBG abgelöst und weitere Ent-
lassungen begründet wurden. Eine zusätzliche, hochschulspezifische Regelung hatte
bereits zuvor die Reichshabilitationsordnung vom 13. Dezember 1934 ergeben, wonach
die Lehrbefähigung von der Lehrbefugnis abgekoppelt wurde, begründet mit einer
bedarfsorientierten Steuerung von Dozenturen, vor allem aber ein wirksames Kontroll-
instrument gegenüber dem wissenschaftlichen Nachwuchs.21 

Allein an 15 deutschen Universitäten – also zwei Drittel von insgesamt 23 – wurden
knapp eintausend Hochschullehrer entlassen, das waren ca. 20 % des Lehrkörpers.22

Kombiniert mit weiteren Erhebungen wird für alle Universitäten eine Anzahl von 1.145
Entlassungen bei einem Gesamtlehrkörper von 6.140 Personen hochgerechnet, mithin
eine Entlassungsquote von 18,6 %.23 Alle diese Zahlen erfordern freilich Vorbehalt,
zum einen aus methodischen Gründen (welche Personengruppen wurden berücksich-
tigt, welche Ausscheidungsursachen, welcher Zeitpunkt bezüglich des Lehrkörpers ins-
gesamt), zum anderen zwingen neuere Forschungen immer wieder zu Korrekturen der
Zahlen nach oben, etwa für Berlin, Frankfurt, Greifswald und Halle.24 Solche kleineren
Korrekturen sind wichtig, da jede einzelne Zahl auf ein individuelles Schicksal verweist,
sie ändern aber wenig am Gesamtbild – es bleibt ein doppeltes Erschrecken: Wie war es
möglich, dass eine hochgeachtete Kulturnation fast ein Fünftel ihrer akademischen Elite
auf Grund von ideologischem Wahn und politischen Hass aus der von Carl Heinrich
Becker noch wenige Jahre zuvor gerühmten „Gralsburg der reinen Wissenschaft“ ver-

20 „Beamte, die nach ihrer bisherigen politischen Betätigung nicht die Gewähr dafür bieten, daß sie jeder-
zeit rückhaltlos für den nationalen Staat eintreten, können aus dem Dienst entlassen werden.“

21 Eine genaue Nachzeichnung dieser und weiterer rechtlicher Regelungen, welche bei der Entlassung von
Hochschullehrern in der NS-Zeit zum Zuge kamen, enthält der grundlegende Aufsatz von Michael
Grüttner und Sven Kinas: Die Vertreibung von Wissenschaftlern aus den deutschen Universitäten 1933–
1945. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 55 (2007), 123–186, auf dessen statistische Erhebungen
sich dieser Beitrag maßgeblich stützt.

22 Genaue Angaben konnten Grüttner/Kinas (Anm. 21, 140, Tab. 3) für die Universitäten Frankfurt, Berlin,
Heidelberg, Hamburg, Göttingen, Köln, Kiel, Halle, Gießen, Bonn, Münster, Leipzig, Greifswald, Mar-
burg und Tübingen in der Reihung fallender Entlassungsquoten vorlegen.

23 Grüttner/Kinas (Anm. 21), 141.
24 Sven Kinas: Massenentlassungen und Emigration. In: Geschichte der Universität Unter den Linden, hg.

von Heinz-Elmar Tenorth. Bd. 2: Die Berliner Universität zwischen den Weltkriegen 1918–1945. Berlin
2012, 386f.
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treiben konnte;25 warum rief dieser Zivilisationsbruch an den Hochschulen selbst keine
Proteste hervor?

Versuche von Antworten auf die erste Frage füllen Bibliotheken, einige Literaturhin-
weise mögen die Spannweite andeuten.26 Komplex werden auch Antworten auf die
zweite Frage ausfallen, doch fallen vor allem drei Verhaltens- und Strukturmuster auf:
Bestürzung und kollegiale Hilfsbereitschaft sind in vielen Einzelfällen bezeugt, doch
mündeten sie nicht in öffentlichen Protest; Einschüchterung, Angst und mangelnde
Zivilcourage standen dem entgegen. Demgegenüber übte sich die überwiegend national-
konservative Hochschullehrerschaft 1933 in Ergebenheitsadressen für den „Führer“.
Zehn der 24 Universitäten veröffentlichten nach der Machtübernahme Loyalitätsadres-
sen für Hitler, denen sich knapp 10 % aller Lehrenden anschlossen.27 Schließlich for-
derte der seit der Wirtschaftskrise von 1929 extrem angespannte akademische Arbeits-
markt seinen Tribut; eine gegenüber den älteren Generationen einschneidend
verschärfte rechtsextreme Radikalisierung im wissenschaftlichen Nachwuchs korre-
lierte mit der Wahrnehmung beruflicher Chancenlosigkeit einer ‚lost generation‘. Viel
zitiert wurde die nüchterne Lagebeurteilung durch Max Planck, den Otto Hahn auffor-
derte, prominente Kollegen zu einem öffentlichen Protest gegen die Entlassung jüdischer
Kollegen zu veranlassen:

„Wenn heute 30 Professoren aufstehen und sich gegen das Vorgehen der Regierung einsetzen,
dann kommen morgen 150 Personen, die sich mit Hitler solidarisch erklären, weil sie die Stelle
haben wollen.“28 

Die wenigen bekannten Beispiele für Protestverhalten bestätigten solche Skepsis. So
legte der berühmte jüdische Göttinger Physiker James Franck von sich aus bereits zehn
Tage nach Erlass des BBG seine Professur nieder, obgleich er als Kriegsteilnehmer
zunächst nicht betroffen war, um seine Kollegen aufzurütteln. Das Gegenteil war der
Fall; nur fünf Tage später brandmarkten 42 Göttinger Kollegen Francks Rücktritt als
„Sabotageakt“ gegen den neuen Staat.29 Gänzlich untypisch verhielt sich auch der Ber-
liner Pharmakologe Otto Krayer, der es ablehnte, von der Entlassung jüdischer Kollegen
zu profitieren und auf die ihm angebotene Nachfolge des Düsseldorfer Pharmakologen

25 Carl Heinrich Becker: Vom Wesen der deutschen Universität. Leipzig 1925, 7.
26 Vgl. etwa Michael Burleigh, Wolfgang W. Wippermann: The Racial State. Germany 1933–1945. Cam-

bridge 1991 (Reprint 1992, 2000, 2002); Götz Aly: Warum die Deutschen? Warum die Juden? Gleich-
heit, Neid und Rassenhass 1800–1933. Frankfurt a.M. 2011.

27 Vgl. Michael H. Kater: Die nationalsozialistische Machtergreifung an den deutschen Hochschulen. Zum
politischen Verhalten akademischer Lehrer bis 1939. In: Hans-Jochen Vogel u.a. (Hg.): Die Freiheit des
Anderen. Festschrift für Martin Hirsch. Baden-Baden 1981, 65.

28 Otto Hahn: Mein Leben. München 1968, 145.
29 Vgl. Helmut Heiber: Universität unterm Hakenkreuz. Teil 2: Die Kapitulation der Hohen Schulen. Das

Jahr 1933 und seine Themen. München 1992, 26.
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Philipp Ellinger verzichtete. Zur Begründung schrieb er dem Berliner Ministerialrat
Johann Daniel Achelis, 

„dass ich die Ausschaltung der jüdischen Wissenschaftler als ein Unrecht empfinde, dessen
Notwendigkeit ich nicht einsehen kann, da sie, wie mir scheint, mit außerhalb der Sphäre der
Wissenschaft liegenden Gründen gestützt wird.“30

Für ein solches Verhalten finden sich, soweit bekannt, keine weiteren Belege.
Die Entlassungswelle gemäß den Bestimmungen des BBG betraf alle reichsdeutschen

Universitäten, dezimierte die Lehrkörper indes in unterschiedlichem Ausmaß, je nach
dem zu Beginn der NS-Zeit gegebenen Anteil politisch missliebiger und „rassisch“ uner-
wünschter Hochschullehrer. Obgleich eine Aufarbeitung der NS-Vergangenheit an den
Universitäten selbst erst sehr spät einsetzte, so lagen doch bemerkenswert früh erstaun-
lich genaue Informationen über das Vertreibungsgeschehen vor. 1937 legte der US-
Soziologe Edward Hartshorne die Ergebnisse seiner Recherchen in Deutschland 1935/
36 über die Universitäten im Dritten Reich vor.31 Seine statistischen Angaben zur Ent-
lassung von Hochschullehrern reichen naturgemäß nur bis 1936. Gleichwohl spiegeln
sie zumindest für diesen Zeitraum die Größenordnungen sehr genau wieder und dienten
künftigen Publikationen in Deutschland als Orientierung.32 Eine forschungsbasierte
Korrektur und Ergänzung von Hartshorne bis 1945 erfolgte freilich erst 2007 mit der
Untersuchung von Michael Grüttner und Sven Kinas, wobei für vier Universitäten (Ber-
lin, Frankfurt am Main, Greifswald und Halle) die Hartshorne-Zahlen für 1933–1936
anhand von Ministerial- und Universitätsakten überprüft wurden. Während die Anga-
ben für Berlin und Frankfurt sich in etwa deckten, wichen sie für Greifswald und Halle
nicht unerheblich ab. Doch im Gesamtbild glichen sich Differenzen wieder aus und
bestätigten das von Hartshorne gezeichnete Bild als bemerkenswert zuverlässig.33 Mit
der Arbeit von Grüttner und Kinas liegt nun also eine, im Detail sicher noch zu korri-
gierende Erhebung vor, die hinsichtlich der Bezugsgröße34 sowie der entlassenen bzw.
„freiwillig“ oder durch Suizid ausgeschiedenen Personengruppen35 eine vergleichende,
zudem für 15 der 23 Universitäten validisierte Einordnung erlaubt.

30 Zitiert nach Kinas 2012 (wie Anm. 24), 372.
31 Vgl. Edward Y. Hartshorne: The German Universities and National Socialism. London 1937 (Reprint

New York 1981).
32 Freilich wurden wiederholt auch die zahlreichen Druckfehler der Tabelle übernommen, da ein einge-

legter Korrekturzettel nicht beachtet wurde oder abhandengekommen war, vgl. Grüttner/Kinas (wie
Anm. 21), 126.

33 Vgl. Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), 128.
34 Zugrunde gelegt ist jeweils der Personalbestand im Wintersemester 1932/33.
35 Ordinarien einschließlich Emeriti, außerordentliche Professoren, Honorarprofessoren, Privatdozenten,

Lektoren, Lehrbeauftragte und sonstige Lehrkräfte, ohne nichthabilitierte Assistenten, mit einer geson-
derten Tabelle für Dozentinnen.
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Ein Blick auf die verschiedenen Typen wissenschaftlicher Hochschulen zeigt, dass
Universitäten mit insgesamt 16,3 % deutlich stärker von Entlassungen betroffen waren
als Technische Hochschulen (10,7 %) und Handelshochschulen (10,6 %).36 Doch allein
unter den 23 deutschen Universitäten bestand ein starkes Gefälle in den Entlassungs-
quoten, es reichte von gut einem Drittel des Lehrkörpers an den Universitäten Frankfurt
am Main und Berlin bis hin zur Universität Tübingen mit 4 %.37 Da die sehr homogen
nationalkonservative Universität Tübingen in der Zeit vor 1933 nur wenige Hochschul-
lehrer eingestellt hatte, die unter die Entlassungsgründe des BBG fielen, mussten von
dem 200 Personen umfassenden Lehrkörper insgesamt nur acht Personen ausscheiden,
ganz im Gegensatz zu den Großstadt-Universitäten Frankfurt und Berlin, wo 128 von
351 bzw. 278 von 797 Dozenten entlassen wurden. Frankfurt war 1914 als kommunale
Stiftungsuniversität vornehmlich durch jüdisches Kapitals errichtet worden mit der dop-
pelten Zielsetzung, im Lehr- und Forschungsangebot den Herausforderungen der indus-
triegesellschaftlichen Moderne zu entsprechen, sowie angesichts der Benachteiligung
von Juden in akademischen Karrieren, um diesen günstigere Entfaltungschancen zu bie-
ten.38 Die Berliner Universität war nicht nur mit Abstand die größte in Deutschland mit
einem ungewöhnlich breit ausdifferenzierten Fächerspektrum, sie repräsentierte auch
im Lehrkörper, trotz vorherrschender nationalkonservativer Einstellungen, das poli-
tische Spektrum der Hauptstadt, sie beschäftigte unterhalb der Ordinarienebene über-
durchschnittlich viele jüdische Hochschullehrer und galt dem leistungsorientierten aka-
demischen Nachwuchs mit jüdischem Hintergrund als Karrieresprungbrett mittels einer
Privatdozentur.39 Sehr hoch war der Anteil von entlassenen Hochschullehrern auch an
sechs weiteren Universitäten, mit ca. einem Viertel bis einem Fünftel des Dozentenbe-
standes, angeführt von der im Hochschulklima liberalen, auf ihren besonderen „Geist“
stolzen Universität Heidelberg, gefolgt von der schlesischen Universität Breslau mit
einem traditionell hohen Bestand jüdischer Lehrkräfte, dem naturwissenschaftlichen
Exzellenzzentrum Göttingen, der badisch-liberalen Universität Freiburg sowie den bei-
den unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg errichteten, wie Frankfurt einem modernen
Fächerspektrum verpflichteten Großstadt-Universitäten Hamburg und Köln.40

Die mittelgroße Universität Halle nahm im gesamten Spektrum eine mittlere Posi-
tion ein mit einer Entlassungsquote von (je nach Berechnung) 10 % (Hartshorne für

36 Vgl. Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), Tabelle 1, 126.
37 Vgl. Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), Tab. 3, 1933–1945, 140 (die entsprechenden Zahlen bei Hartshorne

[wie Anm. 31] 1933–36 liegen jeweils niedriger).
38 Vgl. Notker Hammerstein: Die Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt am Main. Von der Stif-

tungsuniversität zur staatlichen Hochschule 1914–1950. Neuwied; Frankfurt a.M. 1989 (2 Bde., Göt-
tingen 2012).

39 Vgl. Aleksandra Pawliczek: Akademischer Alltag zwischen Ausgrenzung und Erfolg. Jüdische Dozenten
an der Berliner Universität 1871–1933. Stuttgart 2011. 

40 Vgl. Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), Tab. 2 (nach Hartshorne, [wie Anm. 31]), 126, abweichende Zah-
lenangaben in der auf 15 Universitäten beschränkten Tab. 3, 140.
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1933–1936), 15,5 % (Grüttner/Kinas für 1933–1945) und etwa 9 % nach den aus dem
vorliegenden Band folgenden Zahlen (siehe Vorwort Stengel). Eine Einordnung unter
Nachbarn im mitteldeutschen Universitätsdreieck bietet sich an, hinsichtlich der perso-
nellen Verluste, aber auch bezüglich aufarbeitender Erinnerungskultur. Die vormalige
preußische Muster-Universität Halle, 1694 in Konkurrenz zum sächsischen Leipzig
gegründet, mit überkommenen Schwerpunkten in klassischen und theologischen Stu-
dien, repräsentierte eine ausgewogene Kombination von akademischem und gewerb-
lichem Zentrum in mittlerer Größenordnung. Eine andere Position nahm die weiter öst-
lich gelegene sächsische Industrie- und Handelsmetropole ein mit ihrer ebenso
wohlhabenden wie traditionsstolzen Landesuniversität. Saaleaufwärts bestand südlich
im thüringischen Jena eine wiederum andere Situation mit einem vergleichsweise klei-
nen, aber feinmechanisch-industriell geprägten Umfeld und unruhigem geistigen Klima
zwischen völkischem Pathos und weltanschaulich überformter Naturforschung, zudem
in einem bereits seit 1932 nationalsozialistisch kontrollierten Land. Drei sehr unter-
schiedliche Standorte also, aber in einem geographisch verknüpften Bezugssystem. In
der in der Größenordnung mit Frankfurt vergleichbaren Großstadt-Universität Leipzig
wurden 47 von 398 Dozenten entlassen, eine Quote von 11,8 %.41 Wiederum deutlich
niedriger war die Quote in Jena mit 8 % (17 von 199).42 

Alle drei Universitäten haben vor einigen Jahren das Entlassungsgeschehen aufgear-
beitet, Jena und Leipzig im Vor- und Umfeld ihrer Jubiläen 2008 bzw. 2009.43 Die
Gedenkveranstaltung an der Martin-Luther-Universität im November 2013 steht für
sich, knüpft aber an die gründliche Untersuchung von Eberle von 2002 mit ihrem knapp
zweihundertseitigen biographischen Anhang an.44 Die neue Initiative in Halle erbringt
gegenüber Eberle nicht nur Korrektur und Vertiefung, sie wurde vielmehr von allen
Bereichen dieser Universität getragen, häufig als erinnernde Aufarbeitung der Schicksale
einst betroffener Vorgänger von derzeitigen Hochschullehrern. Insofern wurde histo-
rische Rekonstruktion nicht an einige Historiker verwiesen, vielmehr spiegelt die Arbeit
dieser Initiativgruppe zum 80. Jahrestag des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums in neuartiger und anschaulich unterlegter Weise kollektive Erinnerung als
Verantwortungsbereitschaft der gesamten civitas academica. 

41 Nach Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), Tab. 3, 140, während bei Hartshorne (wie Anm. 31) für 1933–36
(127) die Quote für Leipzig etwas höher als für Halle beziffert wurde.

42 Angabe nur nach Hartshorne (wie Anm. 31), 127, da Jena in der eigenen Aufstellung von Grüttner/Kinas
nicht enthalten ist.

43 Vgl. Margit Hartleb: „Entlassungen“ an der Universität Jena zwischen 1932 und 1938. Ein Forschungs-
problem. In: Katrin Beg (Hg.): Ältestes bewahrt mit Treue, freundlich aufgefasstes Neue. Festschrift für
Volker Wahl zum 65. Geburtstag. Rudolstadt 2008, 543–557; Ronald Lambrecht: Politische Entlas-
sungen in der NS-Zeit. Vierundvierzig biographische Skizzen von Hochschullehrern der Universität Leip-
zig. Leipzig 2006.

44 Eberle (wie Anm. 6): Biographisches Lexikon für die Universität (1933–1945), 269–462.



Die Universität Halle im Kontext xxxvii

Das Gesamtbild zu Entlassung und Vertreibung an deutschen Universitäten 1933–
1945, wie es von Hartshorne und Grüttner/Kinas gezeichnet wurde, bestätigt sich im
wesentlichen auch in Halle, etwa hinsichtlich der Relation von politischer und rassischer
Verfolgung, der personellen Auswirkungen der gesetzlich erzwungenen Entlassungswel-
len 1933, 1935 und 1937. Eher typisch erscheint auch das Schicksal akademisch leh-
render Frauen, die im Gesamtlehrkörper der deutschen Universitäten lediglich mit
1,2 % vertreten waren, unüblich hoch nur in Hamburg mit 4,2 % (13 Frauen).45 Halle
fiel mit nur einer (dann entlassenen) Dozentin keineswegs aus dem Rahmen. Betrachtet
man die in diesem Band vorgestellten biographischen Porträts, so entsprechen sie noch
in anderer Weise dem von Grüttner und Kinas quantifizierend ermittelten Gesamtbe-
fund an deutschen Universitäten:

„Von den insgesamt 901 entlassenen Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen wurden 38
(4,2 %) Opfer nationalsozialistischer Vernichtungspolitik, während 36 Entlassene (4,0 %)
sich das Leben nahmen,“46

von denen die meisten der Vernichtungspolitik zuzurechnen sind, da sie mit dem Suizid
einer bevorstehenden Deportation zuvorzukommen suchten.47

Schließlich gilt auch für Halle, dass das Ausmaß der durch die Vertreibungen
erzwungenen wissenschaftlichen Verluste nicht auf bloße Zahlen und Prozentberech-
nungen reduziert werden kann. Kaum quantifizieren lässt sich das vertriebene wissen-
schaftliche Potential, ging es doch großenteils um Spitzenkräfte. Einen kleinen Eindruck
vermitteln die 24 Nobelpreisträger, die unter dem NS-Regime aus Deutschland und
dann aus Österreich geflohen sind.48 Doch nicht hierauf liegt der Schwerpunkt des vor-
liegenden Bandes. Vielmehr geht es um eine biographische würdigende Erinnerung an
43 Personen, von denen 39 der Martin-Luther Universität Halle als Hochschullehrer
angehört hatten, zwei der Pädagogischen Akademie, ferner wurden stellvertretend für

45 Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), Tab. 4, 142: Entlassungen von Dozentinnen an 18 deutschen Universi-
täten 1933–1945.

46 Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), 147.
47 Ergänzend zu den Biographien dieses Bandes und den allgemeinstatistischen Angaben von Hartshorne

und Grüttner/Kinas sei noch auf die speziell für Halle gewonnenen statistischen Detailinformationen
durch Sven Kinas hingewiesen. Vgl. Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), 170. Für Halle: Entlassungen:
38 von 245, darunter Opfer der Rasseideologie: 34, andere Gründe: 4. 20 der Entlassenen emigrierten.
Freiwilliger Rücktritt mit politischem Hintergrund: 3, damit Anstieg des Vertreibungsverlustes auf 41.
Kinas (ebd., 170f.) hat zudem zwei Kurzbiographien zu Opfern der Vernichtungspolitik (Georg Brod-
nitz, Mojzis Woskin-Nahartabi) und vier Kurzbiographien zu Suiziden (Max Fleischmann, Arnold
Japha, Ernst Grünfeld, Martin Kochmann) vorlegt. Ferner diskutiert Kinas (ebd., 171f.) Umstände des
Ausscheidens von Rudolf Anthes, Fritz Hartung, Karl Heldmann, Alois Schardt, Richard Römer, Wil-
helm Hertz, Oskar Kuhn, Heinrich Grell, Waldemar Mitscherlich, Arthur Wegner, Walter Anderssen,
Wolfgang Windelband und Ernst Gellhorn.

48 Angabe nach Horst Möller: Exodus der Kultur. Schriftsteller, Wissenschaftler und Künstler in der Emi-
gration nach 1933. München 1984, 70; vgl. auch Grüttner/Kinas (wie Anm. 21), 149.
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die Mitarbeiter der Universität ein Universitätslektor und ein Assistenzarzt aufgenom-
men. Insofern versteht sich der Band nicht als abschließende Bestandsaufnahme, son-
dern als Anregung für weiterführende Einzelforschung und Erweiterung der betroffenen
Hochschulangehörigen in einer civitas academica, welche über Arbeitsprozesse einer
funktional differenzierten Institution hinaus sich in der Kontinuität einer mehr oder
weniger temporären Lebens-, Lehr- und Lerngemeinschaft versteht.
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Walter Anderssen

* 1882
† 1965
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Heiner Lück

Walter Anderssen

31.12.1882 Breslau – 27.2.1965 Berlin (West)

Öffentlichrechtler, Rechtsphilosoph

Walter Anderssen kam in Breslau als Sohn eines Fabrikbesitzers auf die Welt. Nach dem
Abitur studierte Anderssen, der evangelischen Bekenntnisses war, Rechtswissenschaften
in Breslau, Freiburg im Breisgau und Berlin. 1906 legte er die erste juristische Staatsprü-
fung ab. Es folgte 1907 die Promotion zum Dr. iur. an der Universität Heidelberg. 1910
wurde er Privatdozent an der Universität Neuenburg/Neuchâtel (Schweiz), wo er 1914
zum außerordentlichen Professor ernannt wurde. Während des Ersten Weltkrieges
brachte er es bis zum Oberleutnant. Nach dem Kriegsdienst lehrte er an der Universität
zu Berlin. Zwischen 1937 und 1940 hatte er einen Lehrauftrag für öffentliches Recht
an der Universität Halle. Aufgrund des Vorwurfs „homosexueller Verfehlungen“ seitens
der Gestapo verlor er den Lehrauftrag. Nach 1945 wirkte er als Lehrbeauftragter für
Verwaltungsrecht an der Freien Universität zu Berlin. Er starb am 27. Februar 1965 in
Berlin.

Walter Anderssen arbeitete vorwiegend auf den Gebieten des Öffentlichen Rechts
und der Rechtsphilosophie. In der „Geschichte des öffentlichen Rechts“ von Michael
Stolleis wird er als Lehrbeauftragter für Verwaltungsrecht an der Freien Universität Ber-
lin nach 1945 genannt. Leben und Werk Anderssens sind kaum erforscht.

Ausgewählte Publikationen von Walter Anderssen

• Die Haussuchung. Borna-Leipzig 1908.
• Vergleichendes Verfassungsrecht der Gegenwart im Grundriß. Berlin 1914.
• Der Wert der Rechtsgeschichte und seine Grenzen. Eine akademische Antrittsrede. Lausanne; 

Leipzig 1911.
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Reinhold Baer

* 1902
† 1979
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Karin Richter

Reinhold Baer

22.7.1902 Berlin – 22.10.1979 Zürich

Mathematiker

1928: Reinhold Baer nimmt auf Anraten seines akademischen Lehrers Helmut Hasse
(1898–1979), der zu dieser Zeit bereits in Halle tätig ist, und mit der Befürwortung
durch ihn einen Lehrauftrag für Analysis an der Friedrichs-Universität Halle an.

29. April 1933: Reinhold Baer wird durch die Universität Halle auf Grund des § 3
des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums beurlaubt.

Nach der Einstellung seiner Gehaltsbezüge im September 1933 emigriert Baer nach
Manchester an die dortige Universität.

Der wissenschaftliche Verlust für die Mathematik Deutschlands im Jahr der Regie-
rungsübergabe an die Nationalsozialisten hätte kaum größer sein können: Mit der Beur-
laubung von Reinhold Baer im April 1933 auf Grund seiner jüdischen Herkunft verliert
die Universität Halle einen herausragend begabten Mathematiker, der zu diesem Zeit-
punkt bereits die ersten Schritte auf seinem Weg in den Kreis der bedeutendsten Mathe-
matiker des 20. Jahrhunderts getan hatte. 

Das wissenschaftliche Leben Reinhold Baers ist durch herausragende Leistungen im
Bereich der Algebra, speziell der Gruppentheorie, gekennzeichnet – zugleich aber auch
durch die Tatsache, dass ihm an entscheidenden Punkten seines Lebens stets Mathema-
tiker selbstlos helfend zur Seite standen, ihm den Weg zu weiterer Forschung ermögli-
chten. Sei es in der Zeit seiner wissenschaftlichen Findung, sei es in den folgenden Jahr-
zehnten des intensiven wissenschaftlichen Austauschs, sei es insbesondere aber auch in
der dunklen Zeit des Nationalsozialismus und auf dem Emigrationsweg an die Univer-
sität Princeton sowie die Universitäten von North Carolina und Illinois. Die erfahrene
Unterstützung und Hilfe prägen seine Weltsicht und ermöglichen es ihm, sein Wissen an
mehr als 60 akademische Schüler weiterzugeben, ihnen seine Freude an der Beschäfti-
gung mit Mathematik zu vermitteln. Auf diesem Fundament findet er 1957 die Kraft,
einen Ruf auf einen Lehrstuhl für Mathematik an der Universität Frankfurt am Main
anzunehmen. Auch der Besuch seiner Wirkungsstätten in Deutschland, an denen er vor
seiner Ausweisung aus der Universität Halle arbeitete, den er im Jahre 1977 abstattete
und während dessen er auch an der Universität Halle einen mathematischen Vortrag
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Am 7. April 1933, setzte die nationalsozia-

listisch-deutschnationale Regierung das

„Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs-

beamtentums“ im Deutschen Reich in

Kraft. In dessen Folge wurden vor allem

Juden und Staatsbeamte mit „nichtari-

schen“ Vorfahren gemäß der Rasse- und In-

nenpolitik des NS-Staates aus dem Staats -

dienst entlassen. Aber auch politisch

nonkonforme, links- und nationalliberale, 

pazifistische, sozialdemokratische oder

kommunistisch engagierte Persönlichkei-

ten verloren nach und nach ihre Stellen —

ein beispielloser Verlust an Menschen und

geistigen Kapazitäten in allen staatlichen

Bereichen.

Allein an der Universität Halle wurden

nach derzeitigem Kenntnisstand zwischen

1933 und 1945 mindestens 43, zum Teil

schon damals überaus renommierte Hoch-

schullehrer aller Fakultäten entlassen, die

meisten von ihnen wegen „nichtarischer“

Vorfahren. Etwa zehn Prozent des Lehr-

 kör pers der Universität waren betroffen. 

Einem Teil der Entlassenen gelang die Emi-

gration und der akademische Neuanfang in

Westeuropa oder in den USA, einige beteilig-

ten sich am politischen Widerstand, einige

wurden in Vernichtungslagern ermordet

oder setzten ihrem Leben selbst ein Ende.

Nur wenige der Überlebenden kehrten nach

1945 an die Universität zurück.

In einem öffentlichen akademischem Akt,

hat die Universität am 27. November 2013

ihrer früheren Mitglieder aus der Hoch-

schullehrerschaft gedacht — stellvertretend

für die unbekannte Zahl von entlassenen

Mitarbeitern und Studierenden.

Im Vorfeld haben sich 20 Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer, Mitarbeiter -

innen und Mitarbeiter aus fast allen betrof-

fenen Fakultäten und Fachbereichen der 

Universität mit ihren Amtsvorgängern und

früheren Kollegen beschäftigt. Die Ergeb-

nisse werden in diesem Band zusammen-

gefasst. Er enthält Würdi gungen aller be-

troffenen und im November 2013 bekannten

Hochschullehrer sowie eine zeitgeschichtliche

Einordnung dieser dramatischen Vorgänge.

In zweiter, überarbeiteter Auflage überge-

ben wir diesen Band der Öffentlichkeit nun

als Studienausgabe. Er bildet zugleich den

Auftakt zu einer im Universitätsverlag

Halle-Wittenberg erscheinenden Reihe.

Schriften 1933-1945 vertriebener Wissen-
schaftler der Universität Halle-Wittenberg.
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